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Deutſchland. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 


12. Sitzung des J (vom 12. Februar.) 

11 Uhr. Am Miniſtertiſch Camphauſen und Graf zu Enlenburg mit 
mehreren Commiſſarien, ſpäter Achenbach und Friedenthal. A 

Präſident v. Beunigſen: Ich habe dem Haufe die traurige Mittheilung 
don dem Ableben eines Mitgliedes zu machen; der Vertreter des 1. Wahl⸗ 
kreiſes des Regierungsbezirls Aachen, Abg. v. Savigny, iſt nach langem 
Leiden geſtern Nachmittag um 1 Uhr zu Frankfurt a. M. verſtorben; der⸗ 
ſelbe hat dem Hauſe ſeit 1867 angehört. Ich erſuche Sie, ſich zu Ehren 
ſeines Andenkens von Ihren Sitzen zu erheben. (Die Mitglieder erheben ſich.) 

Es iſt eingegangen eine Ueberſicht der in Bezug auf Anträge und Reſo⸗ 
lutionen des Abgeordnetenhauſes aus der Seſſion 1873—74 gefaßten Be⸗ 
chlüſſe der Regierung. 

Die Abgg. Rickert, Richter (Hagen), v. Kardorff, Dr. Lieber und v. Oven, 
Ankerjtüßt von zahlreichen anderen Mitgliedern, haben einen ſchleunigen An⸗ 
fin zur Geſchäftsordnung eingebracht, der im Falle einer zweifelhaften Ab⸗ 
ummung ſtatt der in der Geſchäftsordnung vorgeſchriebenen namentlichen 
ſtimmung die im Reichstage beliebte Form der Zählung des Hauſes zu 
ehen bezweckt. Jedenfalls hat der geſtrige Zwiſchenfall, daß bei der Eut⸗ 

eidung einer Geſchäftsordnungsfrage eine namentliche Abſtimmung ſtatt⸗ 
10 den mußte, während gleichzeitig noch eine andere namentliche Abſtimmung 

ber den Antrag Virchow bevorſtand und fo die Zeit und Geduld der Mil- 
lieder übermäßig in Anſpruch genommen wurde, dazu beigetragen, dieſes 
irzere Verfahren zu beantragen. — Der Antrag wird, weil er ein ſchleu⸗ 
niger iſt, ſchon in der nächſten Sitzung zur Berathung kommen, während 
Nach der Geſchäftsordnung die Berathung erſt am dritten Tage, nachdem der 
Utrag gedruckt vorgelegen, zuläſſig wäre. 
f Das Haus tritt nunmehr in die erſte Berathung des Geſetzentwurfs, be⸗ 
keffend die Verfaſſung und Verwaltung der Provinz Berlin, 
ein. Zum Wort melden ſich gegen die Vorlage die Abgg. Kiepert, Ritter⸗ 
gatsbeſitzer auf Marienfelde bei Berlin, v. Benda, Rittergutsbeſitzer in 
Rudow bei Berlin, für die Vorlage die Abgg. Richter (Hagen), jetz Stabi: 
berordneter in Berlin, Richter (Sangerhauſen), Prediger in Mariendorf bei 
Berlin, Zelle, Stadtrath und Syndicus in Berlin, Runge, Stadtrath und 
Kämmerer in Berlin. 
Abg. Kiepert: 


N ch erkenne an, daß die Regierung berechtigt war, bei 
Gelegenheit der Umformung unſerer ganzen Provinziglordnung auch der 

tadt Berlin zu gedenken und dieſe in rieſigen Verhältniſſen 0 entwickelnde 
Hauptſtadt des Reiches aus der Provinz Brandenburg auszuscheiden. Mei⸗ 
nem Gefühl nach find es jedoch hauptſächlich polizeiliche Jutereſſen geweſen, 

ie zu dieſem Entwurf geführt haben, da nach Einführung der Kreisordnung 
die polizeilichen Verhältniſſe der Umgegend Berlins arg in Verwirrung ge⸗ 
fade Dieſes polizeiliche Interesse kann mich jedoch nicht beſtimmen, 


keltower Kreis Ri aber aus 105,000 Seelen; er würde alſo um die volle 
älfte feiner Einwohnerzahl geſchwächt werden. Wenn uns nachgewieſen 
ird, daß es ein abiolut dringendes Intereſſe des Staates iſt, einen fo 
loſſalen Schnitt in dieſen Kreis zu machen, ſo müßten wir uns ja darin 
gen. Es iſt aber ſehr auffallend, daß hierbei weder der Kreistag gefragt 
orden iſt, noch eine der von dieſer Maßregel ſo tief berührten Gemeinden 
gend welche Kenntniß bis zu dem Augenblick davon gehabt hat, als dieſe 
Forlage an das Haus kaum. Geſtern hat ſich nun eine große Anzahl von 
Jewohnern des Kreiſes Teltow hier in Berlin verſammelt und ſich mit 
großer Majorität entſchieden gegen eine ſolche Durchſchneidung erklärt. Ein 
geringer Theil hat allerdings ſeine Zuſtimmung ausgeſprochen, aber dies 
ſind auschließlich Bewohner aus der unmittelbaren Nähe Berlins, die offen⸗ 
bar nur aus perſönlichem Intereſſe, weil fie ſelbſt großen Vortheil davon 
haben, die Maßregel willkommen heißen. Die Theile, welche der Entwurf 
dom Teltower Kreiſe abtrennen will, find gerade die wohlhabendsten. 
Die große Stadt Berlin iſt der Mittelpunkt und das Abſatzgebiet für die 
Umgebung und natürlich profitiren an den Vortheilen eines ſolchen Abſatz⸗ 
entrums die ihm zunachſ benachbarten Theile am meiſten. Die geſteigerte 
ee Theile des Kreiſes hat die Steuerkraft des geſammten 
reiſes weſentlich erhöht, und fo iſt es möglich geworden im Geſammtintereſſe 
es Kreiſes große Leiſtungen auszuführen. Es find z. B. in den letzten Jah 
ten im Teltower Kreiſe 8 Meilen Chauſſeen gebaut worden. Seine Steuer⸗ 
raft wird nun ſchon durch die Abtrennung der Stadt Charlottenburg ſehr 
geſchwächt; durch die beabſichtigte Theilung aber würde dies in einem Maße 
geſchehen, daß es mir ſehr zweifelhaft erſcheint, ob der Kreis Teltow die von 
ihm aufgenommenen Verpflichtungen überhaupt noch zu erfüllen vermag. 
enn ſo die Mehrheit der Bewohner des Kreiſes dieſe Abtrennung entſchie⸗ 
den nicht wünſcht und in einer Conferenz des Oberpräſidenten und der beiden 


Landräthe des Kreiſes, die vor Eröffnung des Landtages ſtattfand, auch die 


eiden letzteren ſich übereinſtimmend dagegen gusgeſprochen haben, kann ich 
nur dringend bitten, die Durchſchneidung des Kreiſen im Sinne der Vorlage 
nicht anzunehmen, ſondern allein auf die Ausſcheidung der Stadt Charlotten⸗ 
burg, die dieſen Wunſch ſelbſt mehrfach lebhaft kundgegeben hat, zu beſchrän⸗ 
ten. Ich empfehle, die Vorlage der Commiſſion von 21 Mitgliedern zu über« 
weiſen, welche für die großen Verwaltungsgeſetze gewählt werden ſoll und 
dieſelbe ſpeciell für dieſe Vorlage um 7 Mitglieder zu perſtärken. 

Abg. Richter (Hagen): Ich bedauere mit dem Herrn Vorredner, daß 
uns mit der Vorlage nicht ein ausreichendes ſtatiſtiſches Material unter⸗ 
breitet worden iſt. gegen mache ich der Regierung keinen Vorwurf daraus, 
daß ſie den Kreistag in Teltow dor Einbringung des Entwurfes nicht um 
fein Gutachten erſucht hat. Es handelt ſich in vielem Falle nicht um eine 
einfache Theilung des Kreiſes, ſondern um eine Organſſation von großer, 
weit über den einzelnen Kreis hinausgehender Bedeutung, und die Theilung 
des Kreiſes iſt nur eine Conſequenz dieſer Organijation. Der Herr Bor: 
redner meinte, daß diejenigen Angeſeſſenen des Teltower Kreiſes, die für die 
bagere Verbindung mit Berlin wären, nn durch perſönliche Vortheile 

eſtimmt würden. Ebenſo gut kann ich behaupten, daß diejenigen, die den 
reis Teltow vereinigt 1 55 wollen, auch vielleicht davon ausgehen, daß ſie 
abei in Bezug auf die Steuer perſönlich vortheilhafter geſtellt find, als 
enn ein Theil mit Berlin verbunden wird. Ich halte es für ganz ange⸗ 


Meilen, daß die Grundbeſitzer in der Umgegend Berlins, deren Beſi durch 


munallaſten Berlins in dem weiteren Ver 


feboorben iſt, als ob die 


dach Wachsthum Berlins und in Verbindung damit durch die communalen 
Einrichtungen fortwährend im Werthe 5 55 nun auch etwas zu den Com⸗ 
. ande herangezogen werden; um⸗ 
elehrt halte ich es für ebenſo gerecht, daß die Stadt Berlin für communale 
imrichtungen der Vorſtädte, die weſentlich von Arbeitern bewohnt werden, 
die innerhalb Berlins ihre produktive Verwendung finden, mehr als bisher 
leiſtetl. Wirthſchaftlich wachſen die Verhältniſſe in der Umgegend und der 
inneren Stadt immer mehr in einander. Hat ſich die Commune doch ſchon 
enöthigt geſehen, um gewiſſe communale Einrichtungen durchzuführen, große 
lachen Landes in der Umgegend anzukaufen. Ich halte die nähere Ver⸗ 
indung Berlins mit der Umgegend in communaler Beziehung für einen 
durchaus richtigen Gedanken; ich halte es für ebenſo richtig, daß Berlin mit 
der Umgegend aus der Provinz Brandenburg ausſcheidet. Berlin iſt im 
Stande, für alle Bedürfniſſe, für die man ſonſt Provinzialverbände macht, 
ſelbſt aufzukommen; es iſt als ein beſonderer Communalverband außerhalb 
der Provinz Brandenburg in der Lage, dieſe öffentlichen Zwecke in einer ſeiner 
Eigenart mehr entſprechenden Weiſe zu verfolgen, als dies innerhalb der 
Provinz Brandenburg möglich iſt. Ich bin alſo mit der Grundidee der Vor⸗ 
lage durchaus einverſtanden. z ö 
Ich kann auch nicht die Anſicht theilen, die außerhalb des Hauſes laut 
wor 0 Vorlage eine gewiſſe, der Bevölkerung von Berlin 
eindliche politiſche Tendenz hätte, Wenn überhaupt durch äußere Mittel die 


Sechsundfünfzigſter Jahrgang. 
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politiſche Stimmung von Berlin geändert werden könnte, ſo wäre dies eher 


möglich durch eine Beſchränkung des Weichbildes, als durch eine Ausdehnung 
deſſelben. Es liegt in der Natur größerer Städte, daß der Radicalismus 
mit der Peripherie wächſt. Wenn der Radicalismus in den umliegenden 
Ortſchaften noch nicht entſprechend hervorgetreten iſt, ſo wird ſich dies ſchon 
machen, wenn ſie erſt in nähere communale Beziehungen zu Berlin getreten 
ſind. Ich bitte Sie, ſich an die Thatſache zu erinnern, daß in den Kreiſen 
Teltow und Niederbarnim bei den letzten Reichstagswahlen 4000 ſocialdemo⸗ 
kratiſche Stimmen abgegeben worden ſind. Wenn ich recht unterrichtet bin, 
fallen dieſe Stimmen gerade in diejenigen Ortſchaften, die künftig den Land⸗ 
kreis Berlin bilden ſollen. Wenn überhaupt die Vorlage eine politiſche Be⸗ 
deutung hat, ſo liegt dieſelbe darin, daß es nach dem Ausſcheiden der von 
der Hauptſtadt ſchon etwas angekränkelten Ortſchaften aus dem Kreiſe Teltow 
und Niederbarnim dem dortigen Kreistage und Kreisausſchuſſe noch länger 
möglich fein wird, ein durchaus conſervatides Regiment zu führen als es 
ſonſt vielleicht der Fall iſt. Was die politiſchen Wahlen betrifft, jo bin ich 
nicht derſelben Anſicht, wie die Motive, daß nämlich dem Ausſcheiden ge⸗ 
wiſſer Ortſchaften aus den Kreiſen Teltow und Niederbarnim auch eine Ab⸗ 


änderung der Wahlbezirke zu folgen hat. Wenn überhaupt im Regierungs⸗ 
Bezirk Potsdam irgendwo die Wahlbezirke für den Reichstag und Landtag 


zu ändern ſind, ſo würde auch dafür zu ſorgen ſein, daß Berlin eine 
alt Bevölkerung entſprechende Anzahl von Abgeordneten 
erhält. 

So ſehr ich alſo auch mit der Grundrichtung der Vorlage einverſtanden 
bin, ſo wenig gefällt mir die Organiſation der Provinz Berlin ſelbſt. Man 
mag dieſen Communalverband, den man ſchaffen will Provinz oder anders⸗ 
wie nennen, der Name thut ja nichts zur Sache — man muß ſich nur das 
gegenwärtig halten, daß hier unter Provinz etwas ganz anderes perſtanden 
iſt, als was ſonſt die Provinz Brandenburg oder ein anderer Provinzial⸗ 
verband bedeutet. Es handelt ſich um die Regelung von communalen Ber: 
hältniſſen auf einem Gebiete von wenig Quadratmeilen, um die Regelung 
von Verhältniſſen, die weſentlich nachbarlicher Natur find. Während bei 
den anderen Provinzen mehr als % der communalen Thätigkeit dem Bau 
und der Unterhaltung von Chauſſeen zugewendet ſein wird, tritt hier der 
Bau und die Unterhaltung von Chauſſeen bei der Kleinheit des Gebiets 
weſentlich zurück. Es ſind daher auch dem Provinzialverbande von vornherein 
ſchon andere Zwecke vorgeſetzt worden: die Canaliſation, die Herſtellung von 
Waſſerleitungen. In einem der folgenden Paragraphen iſt geſagt, daß wenn 
alle Theile einverstanden find, der Communalberband auch höhere Lehran⸗ 
ſtalten, Krankenanſtalten u. ſ. w. errichten ſoll. Dieſes „u. |. w.“ birgt 
noch eine große Entwickelungsfähigkeit in ſich. Es iſt damit die Möglichkeit 
gegeben, daß noch weitere Theile der Schulpflege und Armenpflege Gegen⸗ 
ſtand des communalen Verbandes werden, We daß ſchließlich für die 
localen Gemeinden wenig mehr übrig bleibt, als die Bauverwaltung, das 
Straßenpflaſter, Straßenreinigung, Straßenbeleuchtung und dergl. mehr. 
Aus dieſem reicheren Inhalte des provinziellen Verbandes folgt auch, daß 
dieſer Provinzallandtag und Provinzialausſchuß viel mehr zu thun haben 
werden, als jeder andere. Es iſt aber auf der andern Seite wegen des 
nachbarlichen Verhältniſſes auch viel eher möglich, mit den für die Selſtver⸗ 
waltung vorhandenen Kräften dieſen Aufgaben gerecht zu werden. Die 
Vorlage hat aus dem Zuſammenwohnen die Conſequenz gezogen, daß den 
Mitgliedern dieſes Provinziallandtages im Gegenſatz zu den Mitgliedern 
anderer Provinziallandtage die Diäten verſagt werden. Andererſeits aber 
hat man nicht die Conſequenz gezogen, darauf 5 verzichten, die Vertretung 
dieſes Provinzialverbandes mittelſt beſonderer königlicher Ordre zu längeren 
zuſammenhängenden Seſſtonen zuſammen zu berufen. > 

„Dem nachbarlichen Verhältniß entſpricht es vielmehr, die Vertretung 
wiederholt im Laufe des Jahres nach dem Bedürfniß der Verwaltung für 
einzelne Nachmittage zu Sitzungen zuſammerzuberfifen. Die Propinzialver⸗ 
tretung hat in der Beziehung a ertaßen den Charakter cines Sammigemelnde⸗ 
rathes. Auf der anderen Seite läßt ſich aber wieder dieſer provinzielle Communal⸗ 
verband doch auch wieder nicht mit einer Sammtgemeinde vergleichen, da 
dieſelbe immer mehrere, wenn auch verſchiedene, ſo doch gleichartige Einzel⸗ 
gemeinden porausſetzt. Hier haben Sie aber die große Stadt Berlin, die 
mehr als % der Bevölkerung des ganzen Verbandes umfaßt, daneben Char⸗ 
lottenburg mit 20,000 Einwohnern, das kleine Städtchen Köpenik und eine 
Anzahl Ortſchaften. Alles zuſammen erreicht noch nicht %, der Bevölkerung 
Berlins. Neben der Provinzialvertretung ſoll nun für ½ der Bevölkerung 
ein beſonderer Vertretungskörper, die Berliner Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung beſtehen bleiben und ebenſo neben dem aud te Na eine beſon⸗ 
dere Verwaltungsbehörde, der Berliner Magiſtrat. Der Magiſtrat und die 
Stadtverordnetenverſammlung von Berlin 198 es mit ½ der Bevölkerung 
zu thun und haben dabei materiell ein viel größeres Reſſort, als wenigſtens 
in der nächſten Zeit dem Provinziallandtag und dem Provinzialausſchuß vor⸗ 
ezeichnet iſt. Es fragt ſich nun, ob es richtig iſt, derartige zwei Vertretungs⸗ 
körper, zwei Verwaltungslörper formell ſelbſtſtändig neben einander hinzu⸗ 
ſetzen, wie es in der Vorlage geſchehen iſt. Man ſcheint auch bei der Re⸗ 
gierung von dem Gedanken ausgegangen zu ſein, daß es wohl richtiger wäre, 
die Provinzialvertretung näher anzuſchließen an die Stadtvertretung, die 
Verwaltung näher zu verbinden mit der Stadtverwaltung. Man hat dage⸗ 
gen in den Motiven den Einwand erhoben, daß die Verwaltung der Stadt 
Berlin ſchon ohnedies ſehr ſchwierig ſei. Das iſt ai g, aber die Schwierig⸗ 
teit liegt weſentlich darin, daß hier in Berlin zu viel Behörden beſtehen, die 
alle ſelbſtſtändig für ſich die Intereſſen Berlins wahrzunehmen haben: Wir 
haben da die Stadverordnetenderſammlung, die ſich gern gegen den Magiſtrat 
abſchließt, den Magiſtrat, der gern eine coordinirte Behörde neben der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung darſtellt, das Polizeipräſtdium, die Miniſterial⸗Bau⸗ 
Commiſſion, das Provinzial⸗Schulcollegium. y 
Aus dieſer Vielheit für ſich abgeſchloſſener Behörden entſteht ſchon jetzt 
ein ſehr weitläufiger, ſchleppender Geſchaftsgang, entitehen vielfach Reibungen. 
Das wird in erhöhtem Maße der Fall ſein, wenn nun noch formell ganz 
unabhängig von allen dieſen Behörden eine Provinzialpertretung und ein 
Provinzialausſchuß mit beſonderen Competenzen hinzukommt. Nun hat man 
ja allerdings dieſe Provinzialvertretung in eine nähere Verbindung mit der 
Stadtvertretung und dem Magistrat dadurch gebracht, daß die 66 Vertreter 
Berlins auf dem Provinziallandtage hervorgehen ſollen aus Wahlen, bei 
denen der Magiſtrat und die Stadtverordneten zu gemeinſamer Sitzung zu⸗ 
ſammentreten. Es iſt allerdings möglich, daß die Stadt Berlin weſentlich 
dieſelben Perſonen aus Magistrat und Stadtverordnetenverſammlung in 
dieſen Propinziallandtag ſchickt, die auch in den ſtädtiſchen Körperſchaften die 
Hauptarbeit leiſten, die dort von beſonderem Einfluß und Anſehen ſind. Dann 
erwächſt für dieſe Perſonen dadurch ſchon größere Laſt, daß ſie die Arbeit, 
die ihnen nach beiden Richtungen obliegt, in zwei verſchiedenen Körperſchaften 
zu 9 haben. Es kann nun aher auch vorkommen, daß die Vertre⸗ 
tung Berlins im Provinziallandtage eine wefentlich andere Richtung erhält, 
als in den ſtädtiſchen Körperſchaften. Das iſt ſchon deshalb möglich, weil 
ja das Mandat für den Provinziallandtag und Provinzialausſchuß in feiner 
Dauer nicht an die Fortdauer des Mandats in der Stadtoerordnetenverſamm⸗ 
lung und im Berliner Magiſtrat geknüpft iſt und weil die letzteren beiden 
Körperſchaften zuſammen wählen. Dadurch kann es kommen, daß der Magi⸗ 
ſtrat in der Stadwerordneten⸗Verſammlung majoriſirt wird, und in der Pro⸗ 
vinzialverwaltung nicht denjenigen Einfluß behält, den er in der Berliner 
Stadtverwaltung hat. 

Umgekehrt kann es kommen, daß durch eine Verbindung der Magiſtrats⸗ 
mitglieder mit einer Minorität von Stadtverordneten diejenige Richtung in 
der Berliner Provinz majoriſirt wird, die in der ſtädtiſchen Vertretung maß⸗ 
gebend iſt. Treten dieſe Verhältniſſe ein, ſo ſind Reibungen zwiſchen der 
Provinzialvertretung und der ſtädtiſchen Vertretung gar nicht zu vermeiden, 
denn Reiz zur Eiferſucht iſt bei zwei Körperſchaften, deren Compelenz eine 
ſo verwandte iſt, von vornherein gegeben. Treten aber dann ſolche Reibungen 
ein, fo wird die Provinzial⸗Vertretung, der Provinzial⸗Ausſchuß dabei den 
kürzeren ziehen, weil die Berliner Pie e ſchon im Beſitz ſind, während 
der Provinzial⸗Ausſchuß und die Provinzial⸗Vertretung ſich ihr Terrain erſt 
erobern müſſen, ihrer Entwickelung erſt entgegenſehen. Viel ſchlimmer vi 
fih das Verhältniß für die Verwaltung aus der aan been von Ma⸗ 
giſtrat und Provinzial⸗Ausſchuß. Allerdings hat man dieſen Schwierigkeiten 
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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


dadurch zu begegnen geſucht, daß man eine gewiſſe Perſonalunion herſtellt 
in der Perſon des Oberbürgermeiſters von Berlin, den man an die Spitze 
beider Collegien ſtellt. Der Oberbürgermeiſter iſt aber immer nicht piel mehr 
als der primus inter pares. In beiden Fällen bleibt eine collegialiſche 
Verſaſſung beſtehen. Wenn Sie derartig zwei Verwaltungs ⸗Collegien neben 
einander stellen, fo müſſen Sie jedem Collegium beſondere Beamte unters 
ordnen, ſo muß für die Provinz Berlin ein ganz beſonderer Verwaltungs⸗ 
apparat geſchaffen werden, ein beſonderer Kämmerer, beſonderer Syndikus, 
beſonderer Baurath, ſpäter auch ein beſonderer Schulrath. Ebenſo müſſen 
auch beſondere Verwaltungs⸗Deputationen geſchaffen werden, wie ſie für die 
Stadt Berlin beſtehen. Dann aber haben wir eine Vielheit von Behörden 
mit ſehr verwandten Competenzen und es iſt kaum anzunehmen, daß es ohne 
Reibung und gegenſeitige Eiferſucht dabei abgehen wird und daß die Ent⸗ 
wickelung im Ganzen den größten Schaden hat. Man hat das auch in den 
Motiven gefühlt, man hat dagegen nur geltend gemacht, die Mängel der 
Verwaltung von Berlin überhaupt. 5 

Ich will dieſe Mängel gar nicht beſtreiten; es geht auf die Dauer wirk⸗ 
lich nicht mehr, daß eine fo große Stadt wie Berlin nach einer Städte⸗ 
Ordnung regiert wird, die für Charlottenburg paſſen mag, 
auch für Köpenick und Treuenbrietzen, aber längſt nicht mehr für Berlin ge⸗ 
eignet iſt. Die Stadtverordnetenverſammlung von Berlin erſtickt nahezu 
unter einer Unſumme von Detailgeſchäften, es fehlt ihr die Friſche zur Ini⸗ 
tiative, große Reformen anzubahnen iſt kaum möglich, weil fie nur mit 
Mühe im Stande iſt, auch nur die ihr obliegenden laufenden Geſchäfte zu 
erledigen. Erwägen Sie doch, daß die Stadtverordnetenverſammlung von 
Berlin im vorigen Jahre 2200 Gegenſtände zu erledigen gehabt hat. In⸗ 
dem fie in die Lage kommt, fortwährend von Fall zu Fall zu entſcheiden, 


8. 


wird es für ſie immer ſchwieriger, einheitliche Geſichtspunkte für die Ver⸗ 


1 feſtzuhalten. Aehnlich befindet ſich der Magiſtrat in einer unhalt⸗ 
baren Verfaſſung. Indem der Magiſtrat, als eine Oberinſtanz über die 
Stadtperordnetenverſammlung hingeſtellt iſt, ſich als eine koordinirte Behörde 
betrachtet, entſtehen daraus alle Mißverhältniſſe, die aus dem Zweikammer⸗ 
Syſtem überhaupt folgen. Auf der einen Seite iſt der Magiſtrat ſeiner 
Kopfzahl nach ſo groß, daß die perſönliche Verantwortlichkeit des Einzelnen 
nahezu verſchwindet. Dabei wird die collegialiſche Verfaſſung des Magistrats 
immer mehr zur Form, denn bei der Maſſe von Geſchäften, die dem Ma⸗ 
giſtrat obliegen, iſt eine collegialiſche Behandlung der Geſchäfte nur in 
immer kleinerem Umfange noch möglich. Der größte Theil der Vorlagen 
des Magiſtrats, die an die Stadtverordnetenverſammlung gehen, wird, wie 
deen iſt, ſchon jetzt nicht mehr durch collegialiſche Behandlung vor⸗ 
ereitet. 

Das Bedürfniß, die Stadt Berlin in eine nähere N Um⸗ 
bi Lend zu bringen, iſt vorhanden, aber viel brennender iſt das Bedürfniß, 
die Centralverwaltung von Berlin ſelbſt anderweitig zu organifiren. Statt 
deſſen läßt man die Berliner Centralverwaltung mit allen ihren Mängeln 
unberührt und baut nun darüber ganz unabhängig einen Probinzialberband 
auf mit einer beſonderen Provinzialpertretung und einem befonderen Provin⸗ 
zialausſchuß. Würde es nicht viel richtiger ſein, zu unterſuchen, ob nicht 
das Verhältniß zwiſchen Provinzialvertretinng und Provinzialausſchuß einzu⸗ 
führen wäre in die Berliner Städteordnung, ob nicht auf pieſer Grundlage 
das Verhältniß zwiſchen Stadtverordnetenverſammlung und Magiſtrat anders 
zu geſtalten wäre. Mit gewiſſen Modificationen würde ich einer ſolchen 
Stellung den Vorzug geben vor der gegenwärtigen. Es würde daraus 
folgen, daß der Magiſtrat viel weiter gehende Vollmachten für die Verwal⸗ 
tung erhielte, als es die gegenwärtige Städteordnung zuläßt; auf der an⸗ 
dern Seite aber würde auch daraus folgen, daß der Magiſtrat aufhört, ein 
ſelbſtſtändiger Vertretungskörper, eine cbordinirte Inſtanz neben der Stadt⸗ 


verordnetenverſammlung zu ſein, ſondern daß er nach Art des Provinzial⸗ 


Ausſchuſſes mebr der Erecutinausihuß der Staptverordnetenverſammlung 


wird und dem Zwecke nach nur aus einer kleinen Zahl von Mitgliedern zu⸗ 
emerken über das Vers 


ſammengeſetzt wird. Ich möchte nun noch einiges 
hältniß des „Landkreiſes“ Berlin zur Stadt Berlin. Es iſt alſo gegen an⸗ 
dere Provinzialverbände die Anomalie vorhanden, daß wir es mit einer 
großen Stadt zu thun haben, die J der Bevölkerung der Provinz Berlin 
umfaßt, und mit kleinen Ortſchaften, die zukommen kaum % der Bevölkerung 


zählen. Dieſes Mißverhältniß hat man nun dadurch künſtlich zu corrigiren 


geſucht, daß man dieſen umliegenden Ortſchaften eine größere Zahl von 
Stimmen, als ihnen nach der Bepölkerungszahl zuſammen würden, im Pro⸗ 
vinziallandtage und Ausſchuß einräumt. Den 19 Zweck kann man 
dadurch doch nicht erreichen; obgleich man auf den Kopf der Bevölkerung 


eine fünffach ſtärkere Vertretung giebt, den Charlottenburgern ſogar eine 


zehnfach ſtärkere, behält Berlin doch immer die Majorität, 66 gegen 31 
Stimmen in dieſem e 
Nun tröſtet man ſich damit, die Umgegend Berlins werde ſich in Verbin⸗ 
dung ſetzen mit den Vorſtädten, deren Intereſſen ſich mehr dem Lande nähern, 
und der inneren Stadt ein Paroli bieten können. Wenn das richtig iſt, 
dann zeigt es nur, daß es höchſt überflüſſig iſt, der Umgegend von Berlin 
ein verhältnißmäßig größeres Stimmrecht einzuräumen. Daß überhaupt 
Berlin der Umgegend gegenüber kein einheitliches Intereſſe hat, muß ich voll⸗ 
ſtändig zugeben. Ich halte es deshalb gerade für eine ſehr gefährliche Even⸗ 
tualität, daß aus der Umgegend und den Vorſtädten eine Majorität ſich her⸗ 
ausbildet, welche die innere Stadt fortwährend majoriſirt. Dieſe Gefahr 
liegt um ſo näher, als die Vorſtädte naturgemäß viel größere Anſprüche an 
die Verwaltung ſtellen müſſen und auf der andern Seite nicht in dem Maße 
leiſtungsfähig And, wie die innere Stadt. Die innere Stadt würde ſich da⸗ 
gegen nur helfen können, wenn fie innerhalb der Berliner Stadlverordneten⸗ 
verſammlung von vornherein die Vertreter der Vorſtädte nicht in den Pros 
vinziallandtag wählt. Dann würde aber wieder der Uebelſtand eintreten, 
daß mit dem Fehlen der Vertreter von Vorſtädten gerade dasjenige Element 
mangelt, das gerade die Vermittelung zwiſchen der inneren Stadt und dem 
Außenbezirk anbahnen kann. Ueberhaupt iſt dieſer Landkreis eine der un⸗ 
chan Organiſationen; der Landkreis für ſich hat nur ein negatives 
indungsmittel, nämlich den Gegenſatz zur Stadt Berlin; man organiſirt, 
indem man einen beſonderen Landkreis rings um die Stadt ſchafft, künſtlich 
einen Gegenſatz zwiſchen der Stadt Berlin und der Umgegend. Poſitiv 
haben die einzelnen Theile des Landkreiſes gar nichts gemeinſam. Schöne⸗ 


berg hat gemeinſame Beziehungen zum Schöneberger Revier von Berlin, 


Tempelhof zum Tempelhofer Revier; aber Schöneberg hat keine Beziehungen 
zu Pankow und umgekehrt. Die Spree theilt ja ſchon den Landkreis in zwei 
Hälften, die mit einander weit weniger Gemeinſames haben, als die einzel⸗ 
nen Ufer mit den zunächſt gelegenen Stadttheilen. Gemeinſame communale 
Einrichtungen kann der Landkreis nicht ſchaffen, weil ſeine einzelnen Theile 
nur Beziehung haben zu dem angrenzenden Theile Berlins. 

Auch die Polizeiverwaltung in dieſem Landkreiſe iſt eine höchſt unglückliche 
eee Die Peripherie von Berlin bedarf einer außerordentlich ſtraffen 
Polizeiverwaltung. Damit verträgt es ſich aber nicht, daß dieſe Polizeiver⸗ 
waltung des Landkreiſes ihren Mittelpunkt findet in einem Kreisbureau, ſon⸗ 
dern die Polizeiverwaltung jeder Ortſchaft muß in direkte Verbindung geſetzt 
werden mit der Polizeiverwaltung des benachbarten Stadttheils von Berlin. 
Es iſt überhaupt ein ſeltſames Beginnen, die Kreisordnung auf die Umge⸗ 
gend von Berlin anzuwenden. Die Kreisordnung iſt für ganz andere Ver⸗ 

ältniſſe gemacht, als wie fie in der nächſten Umgegend von Berlin beſtehen. 

ie Kreisordnung mit ihrem Kreistage jest voraus einen Gegenſatz zwiſchen 
roßem und kleinem Grundbeſitz; ſetzt voraus, daß die großen Grundbeſitzer 
75 ſocial und wirthſchaftlich von den kleinen der Landgemeinde angehörigen 
Grundbeſitzern unterſcheiden. Nun ſehen Sie ſich einmal die Umgegend von 
Berlin, den künfligen Landkreis an, wie der Wahlverband des großen Grund⸗ 
beſitzes da ausſehen wird. Es find ja noch 14 Gutsbezirke da, aber ich habe 
gefunden, daß es in der Umgegend von Berlin wohl große Gründer ge 
aber wenig große Grundbeſitzer. (Heiterkeit) Eine große Zahl von Guts⸗ 
bezirken iſt im Beſitz von Baugeſellſchaften, die nur auf eine Hauſſeperiode 
warten, um ihren Beſitz zu parcelliren; einige Güter ſind ſodann Eigenthum 
der Stadt Berlin, andere ſind Eigenthum von Berliner W eriän 
oder von anderen Induſtriellen, die auch weſentlich die Parcellirung und 
Bauſpeculation im Auge haben. Für einen Wahlverband des großen Grund⸗ 
beſitzes iſt alſo gar kein entſprechendes Material vorhanden; und was die 


c S NE 1 E 
größeren Ortſchaften betrifft, Alxdorf mit 13,000 Einwohnern, Pankaw mit 
5 81000 fo find das doch keine Landgemeinden mehr, auf die die Landge⸗ 
meinde⸗Ordnung von 1850 paßt, ſondern es find ſchon wirkliche Vorſtädte 
von Berlin. Gehen See die Spree aufwärts, da finden Sie eine Anzahl von 
Vergnügungsetabliſſementd, die von Gaſtwirthen und ihren Kellnern bewohnt 
werden. Daraus laſſen ſich weder Gutsbezirke noch Landgemeindebezirke im 
Sinne der Krezcgordming geſtalten. (Heiterkeit) Kurz, wohin Sie ſehen, die 
| Kreisoronun.g paßt auf die Umgegend von Berlin ganz und gar nicht, und 
* 10 kann mir gar kein Bild machen, wie der künftige Landkreis Berlin aus⸗ 
ehen wird. 
In den Motiven ſelbſt iſt ja auch dem Gedanken Ausdruck gegeben, daß 
Nees wichtiger wäre, einzelne Theile des Landkreiſes in Berlin zu incommuna⸗ 
liſiren. Ss glaube, daß dies allerdings ein Gedanke iſt, der ſehr der Prür 
t fung bedarf. In dem Maße, als die Aufgaben der einzelnen Ortſchaften in 
der näheren Umgegend in Bezug auf Schul⸗ und Armenpflege wachſen, die 
Kräfte aber zur Bewältigung der Aufgaben ſich ungleichartig ſtellen, it es 
angezeigt, fie mehr und mehr in Berlin einzuverleiben. Es wird nun dage⸗ 
gen in den Motiven geltend gemacht, daß die Berliner Verwaltung ohnedies 
zu groß und hier eine Decentraliſation nothwendig ſei. Das iſt ja richtig, 
aber warum wird nicht in dem Geſetzentwurf ſelbſt dieſem Mangel abzuhel⸗ 
fen geſucht? Wir wiſſen ja, daß man in Berlin mit Decentraliſationsplänen 
umgeht; ich muß nur jagen, im Rahmen der geltenden Städteordnung iſt 
Y keine zweckmäßige Decentraliſation möglich. Wenn man aber glaubt, die 
einzelnen Stadttheile durch gemiſchte Deputationen regieren zu können, jo 
wird dies nur die Folge haben, daß man den Magiſtrat noch größer machen 
muß, als bisher, und daß die Stadtverordneten mit noch mehr Betriebsge⸗ 
\ ſchäften der Verwaltung belaſtet werden. Auf der anderen Seite halte ich 
0 eine Decentraliſation für möglich, wenn man nur mit zwei oder drei neuen 
Paragraphen Spielraum giebt, uns anderweitig zu organiſiren. In Bezug 
auf Schul⸗ und Armenpflege freilich find der Decentraliſation ja enge Gren⸗ 
0 zen geſetzt. Berlin iſt eine einheitliche Wirthſchaftsgemeinde, darum auch eine 
0 einheitliche Steuergemeinde; wenn man aber nicht ſelbſtſtändige Einnahmen 
den einzelnen Bezirken zuwenden kann, jo kann man ihnen auch keine große 
Selbſtſtändigkeit in Bezug auf Ausgaben einräumen. In Bezug auf die 
Bauverwaltung iſt eine Decentraliſation gewiß möglich; aber gerade, wenn 
fie hier erfolgt, werden zum großen Theile die Schwierigkeiten bejeitigt, die 
einer Incommunaliſirung von Ortſchaſten gegenüberitehen. 
k Was die weiter zurückliegenden Ortſchaften anlangt, welche zur Incom⸗ 
munaliſirung noch nicht reif find, jo würden deren Intereſſen mehr gewahrt 
d werden, wenn man aus ihnen mehr Wahlbezirke bildete und die Vertreter 
derſelben in den gemeinſamen Angelegenheiten mit der Berliner Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung zuſammenwirken ließe, als wenn man ſie mit der Ver⸗ 
b tretung der Intereſſen zunächſt an einen Kreistag verweiſt, von dem noch 
Niemand weiß, wie er ausſieht und was er für Intereſſen vertreten wird. 
Schließlich möchte ich noch über die Polizeiverwaltung etwas bemerken. 
Ich bin vollſtändig damit einverſtanden, daß das Reſſort der Polizeiverwal⸗ 
tung ausgedehnt wird auf den ganzen Provinzialverband; ich bin auch nicht 
dagegen, daß gewiſſe Befugniſſe der Potsdamer Regierung auf das Polizei⸗ 
| räſidium in Berlin übergeben; aber wenn dabei nicht aus dem Berliner 
olizeipräſidenten ſich ein Spreepräfect herausbilden ſoll, muß auf der andern 
k Seite feine Macht denjenigen Einſchränkungen unterworfen werden, die aus 
6 den Beſchlüſſen dieſes Hauſes und den Grundgedanken der Kreisordnung 
olgen (Sehr richtig), es muß alſo der Erlaß von Polizeiverordnungen für 
Balu geknüpft werden an die Zuſtimmung der ſtädtiſchen Vertretungskörper, 
es muß ein Recursrecht geſchaffen werden gegen die Executipſtrafen der Po⸗ 
lizei und gegen ihre Entſcheidung in Conceſſionsangelegenheiten; dazu be 
bluürfen wir analoger Ausſchüſſe, wie die Kreisausſchuͤſſe, die mit Elementen 
der Selbſtwerwaltung beſetzt find. Wenn wir mit einem Verwaltungsgerichte 
für Berlin auskommen, fo werden wir mehrere ſolche Ausſchüſſe für die un⸗ 
teren Inſtanzen zu bilden haben; darauf iſt auch bei der Entwerfung des 
Decentraliſalionsplans Rückſicht zu nehmen. Dann muß man vor Allem 
von der Provinzialverwaltung alles dasjenige ausſcheiden, was auf die Com⸗ 
munalverwaltung übergehen kann: das Feuerlöſchweſen, die Straßenreinigung 
ö u. dgl. m. Was endlich die allgemeine Landesverwaltung in oberſter In⸗ 
1 ſtanz betrifft, ſo habe ich der für ſtreitige Verwaltungsſachen erforderlichen 
5 Organe bereits erwähnt. Was aber die anderen Verwaltungsſachen betrifft, 
fo bin ich der Anſicht, daß man, wo es ſich darum handelt, zwiſchen Privat⸗ 
intereſſen und öffentlichen Intereſſen der Stadt Berlin zu eniſcheiden, für 
Bo U AR FR ige wird bilden müſſen, wie ſie jetzt 
on für viele Sachen beſtehen. 5 
Was die Staatsaufſicht über die Stadt Berlin ſelbſt betrifft, fo 
nehme ich an, daß dieſelbe überhaupt auf dasjenige Maß beſchränkt werden 
wird, auf das man die 05 e me den Provinzen gegenüber beſchränkt. 
Eine Stadt von 900,000 Einwohnern kann in der That auf jenen Grad 
ö von Selbſtſtändigkeit Anſpruch machen, den man den Provinzen einräumt. 
— g reſumire mich dahin, daß ich der Anſicht bin, daß alle Communalver⸗ 
huältniſſe von Berlin und Umgegend in fo enger Verbindung mit einander 
15 tehen, daß eine anderweitige Regelung nur möglich iſt, wenn fie aus einem 
Guß erfolgt und wenn in einem Geſetz alles dasjenige lachte geregelt 
0 wird, was überhaupt für Berlin und Umgegend in communaler Beziehung 
5 abweichend von den allgemeinen Landesgeſetzen zu regeln iſt. Ich halte es 
gur nicht für unmöglich, eine ſolche durchgreifende Regelung ſeloſt in dieſer 
8 eſſion noch herbeizuführen. Es handelt ſich ja dabei viel weniger um po⸗ 
N litiſche, als um ftarijtiiche Fragen, um techniſche Fragen der Verwaltung. 
k Wenn das aber nicht möglich wäre, jo würde ſich die Aufgabe der Commir- 
x Sion darauf zu beſchränken haben, ein Proviſorium zu ſchaffen, was die Ein⸗ 
führung der Provinzialordnung am 1. Januar 1876 für die übrigen Landes⸗ 
[ei theile nicht aufhält und das Ausſcheiden von Berlin und Umgegend aus 
dem Provinzialberbande der Provinz Brandenburg ermöglicht. (Befall.) 
a Abg. v. Benda: Ich kann es vollſtändig begreifen, wenn von allen 
5 Seiten aus den Kreiſen Teltow und Niederbarnim Aufſchreie ertönen, daß 
5 man ſie in ihrer weiteren Entwickelung auf die dürftigen Sand⸗ und Haide⸗ 
0 ländereien hinweiſen will, die Berlin in nächſter Nähe umgeben. Man 
5 muß aber die Vorlage allein aus dem Gefichtspunkte des öffentlichen Inter⸗ 
eeſſes betrachten. Mit der Grundlage des Entwurfes kann ich mich inſofern 
. einverſtanden erklären, als man in dem Augenblicke, wo wir die Reform⸗ 
9 geſetze durchführen, auch auf die Decentraliſation Berlins bedacht ſein muß; 
es iſt das durchaus keine Berliner, ſondern eine Frage von eminent politi⸗ 
7 ſcher Wichtigkeit für das geſammte Land. Ich bin auch der Anſicht, daß 
"man bei dieſer Decentraliſation die benachbarten ländlichen Ortſchaften in 
N Mitleidenſchaft zieht, weil man fie ja mit ihren wirthſchaftlichen Intereſſen 
auf das ſtädtiſche Gebiet hingewieſen ſind; es dürfte ſich aber dabei nicht 
Am einen lockeren provinziellen Verband handeln, ſondern um eine Art von 
e done vermittelſt ſtatutariſcher Regelung. Gegen den von der 
5 egierung vorgeſchlagenen Weg habe ich manche Bedenken: Sie ſchaffen da 
eine Provinz, die keine Provinz iſt. (Sehr richtig) Ebenſo gut können Sie 
Hinterpommern zur Reſidenz von Preußen machen, wie Berlin zu einer Pro⸗ 
binz. Die Ortſchaften um Berlin ſtehen zwar mit der Stadt in gewiſſen 
wirthſchaftlichen Beziehungen, aber nicht mit der Stadt als ſolcher, ſondern 
nur mit den beſonderen Stabitbeilen, die ihnen zunächſt liegen, mit allen 
2 ihren ſonſtigen Intereſſen aber gehören fie dem Lande an. Das gilt beſon⸗ 
ders von dem Teltower Kreiſe, dem ich angehöre. Sehen Ste ſich nun die 
Competenz der Provinz an; zu derſelben gehört die Armenpflege: Jedermann 
weiß, daß wir in dieſer Beziehung ſehr gut geordnete Verhältniſſe haben und 
nicht wünſchen, daß andere herbeigeführt werden. Cbenjo fi 


ind die Irren⸗ 
häufer und Idioten⸗Anſtalten ſehr wohl angelegt und verſorgt; man wird 
doch nicht die Abſicht haben, das Land um Berlin mit heranzuziehen, um 
ür Berlin, wo in dieſer Beziehung noch Manches mangelhaft iſt, beſſere 

erhältniſſe zu ſchaffen? Alſo die probinziellen Intereſſen, wie ſie hier in 
der Vorlage angenommen ſind, fehlen in der That. as da nun für ein 
0 Kreis geſchaffen wird, hat der Vorredner Ihnen draſtiſch genug geſchildert, 
N er it ein Stück Land mit perſchiedenen wirthſchaſtlichen Intereſſen, ohne 
5 Groß⸗Grundbeſitz mit einer Menge von kleinen Leuten, die einzeln wobnen; 
1 das nennt man einen Kreis und einen ſolchen Kreis will man im Sinne 
der Kreisordnung organiſiren. 

Man ſieht nun in dieſem Geſetze einen proviſoriſchen Uebergang zu einer 
nothwendigen Aenderung der Verwaltung von Berlin. Das Proviſorium 
wird aber ſehr gefährlich werden, es wird jedenfalls eine Majoriſirung ein⸗ 
treten, die, nach welcher Seite hin fie auch ſtattfinden mag, immer eine un: 
erfreuliche Sache iſt. Wenn man aber meint, daß dieſes Geſetz ein Ferment 


N 
1 iſt, um die Stadt Berlin mit den ländlichen Kreiſen zu einer Coalition zu 
bringen, ſo ſcheint mir dieſe Coalition doch ſehr dogmatiſch und, wenn ſie 
wirklich zu Stande kommt, ſehr gefährlich. Ich bin der Ueberzeugung, daß 
der Antagonismus Pay Stadt und Land ſich ſehr bald herausſtellen wird. 
Ko 20 glaube auch nicht, daß dieſes Proviſorium das Zuſtandekommen des 
n efinitivums erheblich erleichtern wird. Wenn ein Kreis nur wenige Jahre 
kun ſuſammengelebt hat, jo entſteht daraus, ſowie durch die amtlichen und ſocia⸗ 


en Verbindungen ein gewiſſes Particularbewußtſein, und wenn der Zeitpunkt 
kuommt, daß die Decentraliſation von Berlin durchgeführt werden ſoll, wird 

man neben der Schwierigkeit der Aufgabe in der Stadt Berlin noch die neue 
Schwierigkeit haben, dieſen eiſernen Ring, den man um die Stadt gelegt 
hat, zu durchbrechen; das ſieht ſich vielleicht vom grünen Tiſch aus ſehr leicht 
aan, aber in der Wirklichkeit geſchieht das nur mit mannigfachen Schmerzen 


aud Schwierige. h 


r 
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Sie von der Bildung dieſer Provinz Berlin Abſtand; thun Sie alles was 
Sie können, um die Frage der Decentralijation Berlins fo ſchnell wie mög⸗ 
lich ihrem Ende entgegen zu führen, nehmen Sie in die Provinzialordnu 
einen Paragraphen auf, der die Ausſcheidung Berlins aus dem Provinzial⸗ 
verbande von Brandenburg ausſpricht und die Heranziehung der ländlichen 
Ortſchaften offen läßt. Wenn ſich bei der Polizeiverwaltung Schwierigkeiten 
gezeigt haben, jo iſt es doch nicht nolhwendig, deswegen eine Provinz Berlin 
u bilden. Ueberlaſſen Sie die Regelung der ländlichen Umgebung von 
Berlin im Sinne des Anſchluſſes an die zunächſt liegenden, decentralifirten 
Staditheile der ſpäteren Geſetzgebung. ; h f 

Geh Ober⸗Reg.⸗Rath Perſius: Die Regierung hat einem ausdrücklichen 
Wunſche des Hauſes entſprochen, indem ſie die gegenwärtige Vorlage machte. 
Der vorige Entwurf der Provinzialordnung enthielt in Bezug auf Berlin 
einen ſolchen Paragraphen, wie ihn der Vorredner wünſchte, und es wurde 
der Regierung der Vorwurf gemacht, daß dieſe Beſtimmung die ſchwierige 
Frage der Organiſation der Provinz Berlin noch nicht gelöſt habe. Es käme 
vor allen Dingen darauf an, die vielfachen Beziehungen zwiſchen Berlin und 
den Ortſchaften der nächſten Umgehung geſetzlich zu regeln. Die Regierung 
verkennt keineswegs, daß über die Beſtimmungen dieſes Entwurfes die An⸗ 
ſichten weit auseinander gehen können. Die Frage, um deren Löſung es 
ſich handelt, iſt eine außerordentlich ſchwierige, aber die Regierung meint, 
der von ihr vorgeſchlagene Weg ſei der allein richtige Die Regierung giebt 
ſich der Hoffnung hin, daß es bei der eingehenden Berathung der Vorlage 
durch eine beſondere Commiſſion gelingen wird, die verſchiedenarkigen Anſichten 
zu vereinigen. h 

Abg. Richter (Sangerbauſen): Ich bin auch der Meinung, daß, wenn 
die Vorlage ihren Zweck erreichen ſoll, die Decentraliſation der großen Stadt 
Berlin noch hinzukommen muß; ich nehme aber an, daß die Staatsregierun 
auch der Anſicht iſt, daß die Verwaltung der großen Berliner Gemeinde na 
den bisherigen Normen etwas ſchwerfälliges und ſchleppendes hat; ich zwei⸗ 
fele auch nicht, daß, ſobald dies von den Betheiligten erkannt wird, eine Ab⸗ 
hülfe getroffen werden wird. Der Vorredner hat von dem zu bildenden 
Landkreiſe ein ganz unrichtiges Bild entworfen; er bat es ſo dargeſtellt, als 
ob ſich die Bewohner dieſes Landkreiſes ſo durch und durch im Gegenſatze 
zur Stadt Berlin befänden; als wenn dieſelben nur ihres Geſchäftes wegen 
nach Berlin eilten und dann ſo ſchnell als möglich in ihre ländliche Heimath 
zurückeilten. Was das Zerſtreut⸗Wohnen der Bewohner des Landkreiſes be⸗ 
trifft, jo iſt das durchaus nicht zutreffend. Sie finden in dem Landkreiſe 
Gemeinden von 13,000, 9000, 6000 Einwohnern, die geſchloſſen daſtehen 
und für ſich einen eigenen Amtsperband bilden können. 8 

Sehen Sie ſich die Provinz Berlin an, ſo hat ſie auf der Karte die Ge⸗ 
ſtalt eines großen Wallfiſches, nach Südoſten ein rieſiger Schweif und nach 
Nordoſten ein dicker Kopf. Das ſcheint etwas unnatürliches; ich ſage mir 
aber man will der Stadt Berlin Waſſer und Kanäle erhalten; denn Waſſer⸗ 
mangel iſt der größte Mangel, an dem die Hauptſtadt leidet und für die 
Zukunft muß in dieſer Beziehung geſorgt werden dadurch, daß man das 
große Waſſerbecken der Spree bei Köpenick und der Havel bei Tegel hinein⸗ 
zieht. Die ſüdlichen Ortſchaften, die in die Provinz Berlin aufgenommen 
werden ſollen, werden bald durch ern Syſtem von Pferdebahnen unter ſich 
und mit Berlin verbunden ſein; dort finden Sie ein großes Areal, welches 
von Berliner Capitaliſten erworben iſt und in nicht allzu langer Zeit bebaut 
ſein wird. Wenn der Großgrundbeſitz mangelt, ſo wird dieſer Mangel 
immerhin durch die größere Intelligenz der Bewohner wohl hinreichend erſetzt 
werden und man wird dort hinreichendes Material finden, um den Kreistag 
zu beſchicken. Wenn der Abg. v. Benda ſich für die Incommungliſirung der 
ländlichen Ortſchaften ausgeſprochen hat, ſo ziehe ich doch den Regierungs⸗ 
vorſchlag vor, denn die Landbevölkerung hat der ſtädtiſchen gegenüber immer 
eine gewiſſe Sprödigkeit. Was nun die a ac e betrifft, 
ſo kann ich durchaus nicht anerkennen, daß wir dieſe Dinge beſſer hätten, 
als in Berlin; wir haben zwar jetzt für die Provinz Brandenburg eine Irren⸗ 
Anſtalt in Neuſtadt⸗Eberswalde, aber was die Idioten⸗, Taubſtummen⸗ und 
Blinden⸗Anſtalten betrifft, ſo erkläre ich, daß wir nichts Ordentliches davon 
haben. Das Project eines Canales ſüdlich von Berlin, welches ich für höoͤchſt 
nothwendig erachte, wird wohl nicht zur Ausführung kommen, wenn die 
Provinz es nicht in die Hand nimmt. Im Provpinziallandtage iſt allerdings 
mit Wohlwollen für die Vertretung des Landkreiſes geſorgt, ich wünſchte 
nur, daß auch im Provinzialausſchuß für den Landkreis eine Stimme ge⸗ 
ſichert würde. Zur Berathung dieſes Geſetzes halte ich es für wünſchens⸗ 
werth, 1 Commiſſion für die Provinzialordnung um 7 Mitglieder ad hoc 
zu verſtärken. 0 f 

Hiermit ſchließt die Discuſſion; in der Abſtimmung, welche vom Vice⸗ 
Präſidenten Grafen Bethuſy⸗Huc geleitet wird, beſchließt das Haus, den 
Geſetzentwurf an eine Commiſſion zu verweiſen, über deren Zuſammenſetzung 
am Schluſſe der heutigen Sitzung Beſchluß gefaßt wird. (S. u.) 

Das Haus tritt nunmehr in die erſte Berathung des Geſetzentwurfs, be⸗ 
treffend die Dotation der Provinzial⸗ und Kreisverbände, ein. 
Es melden ſich fünf Redner zum Wort, davon drei gegen die Vorlage. 

Abg. Rickert: Ich bedaure, daß ich nicht mit derſelben Anerkennung 
und Beſriedigung an die Berathung dieſes Geſetzes herantreten kann, wie 
ich es dem diesjährigen Staatshaushalt gegenüber konnte. Die Frage, ob 
der Rahmen dieſes Geſetzes groß genug iſt, um den Organen, die wir ſchaffen 
wollen, eine hinreichend befriedigende Thätigkeit zu gewähren, will ich für 
jetzt weder bejahen, noch verneinen; denn ich bin überzeugt, daß die Geſetz⸗ 
gebung nicht zögern wird, ihn nöthigenfalls zu erwarten, ſobald die neuen 
Provinzialvertretungen gezeigt haben, daß ſie im Stande ſind, die Geſchäfte, 
die wir ihnen jetzt zuweiſen, zu führen. Den Antheil, den das landwirth⸗ 
ſchaftliche Miniſterium den Provinzen überweiſt und der einen ſehr kleinen 
Theil des Landesmeliorationsfonds und die Verwaltung der niederen Acker⸗ 
bauſchulen umfaßt, muß ich allerdings ſchon jetzt für entſchieden zu gering 
halten. Es iſt mir namentlich aufgefallen, daß von dem Meliorationsfonds 
nicht mehr als ein Drittel des Jahresanſatzes, der im Etat pro 1874 er⸗ 
ſcheint, überwieſen wird, und daß von der ſehr bedeutenden Erhöhung, die 
der Etat pro 1875 enthält, in dieſem Entwurf gar keine Notiz genommen 
wird. Ich hoffe indeß auch hier, daß die Abgabe eines größeren Theils der 
Verwaltung an die Provinzen erfolgen wird, ſobald die neue Organiſation 
ſich bewährt hat. Eine zweite Frage iſt, ob der Maßſtab, nach welchem in 
dieſem Entwurf die Vertheilung der Dotation vorgenommen werden ſoll, eine 
richtige iſt. Bei Berathung des Dotationsgeſetzes vom Jahre 1873 hat die 
Commiſſion und das Haus den hier augewendeten Maßſtab allerdings accep⸗ 
tirt, die Frage, ob er der richtige ſei, indeß als eine offene, in der Zukunft 
zu löſende, hingeſtellt. Ich felbſt erkenne den Maßſtab der Vertheilung nach 
Flächeninhalt und Bevölkerungszahl nicht für den richtigen an, und halte 
den nach der Leiſtung in Bezug auf die Steuer für den einzig und allein 
gerechten; ich ſehe aber ein, daß der Sprung aus dem gegenwärtigen zu 
einem neuen Syſtem, ohne wohlberechtigte Intereſſen zu verletzen, nicht mit 
einem Male gewagt werden kann. y 

Meine Heimathprovinz Preußen z. B. würde bei der Umrechnung des 
Maßſtabes nach der Leiſtung der Grund: und Gebäudeſteuer circa 1 Million 
un weniger als bei dem gegenwärtig in dem Entwurf angenommenen 
Maßſtab erhalten. Wir find daher gezwungen, dieſem Modus der Verthei⸗ 
lung für jetzt zuzuſtimmen. Die dritte und wichtigſte Sah, welche der 
Entwurf Feber, iſt dieſe: hat die Regierung in dem Maße, als ſie 
Staatsgeſchäfte und wirthſchaftliche Aufgaben an die nee überträgt, 
nun auch die Provinzen jo dotirt, daß ſie im Stande ſind, dieſe Aufgaben 
zu erfüllen? Dieſe Frage muß ich ſchlechthin verneinen. Ich will auf die 
kleinen Fonds, die in dieſem Geſetze enthalten ſind, nicht eingehen, um den 
einen Hauptpunkt deſto klarer hervorzuheben. Es wird für die Unterhaltung 
der Chauſſeen eine Summe von 5 Millionen Thalern und aus dem Chauſſee⸗ 
Neubaufond eine Summe von 2 Millionen Thalern überwieſen. Dieſe letz⸗ 
tere Summe ist um eine Million Thaler kleiner als der Etat pro 1874 und 
pro 1875 anſetzt. Im Jahre 1871 wurde für den Chauſſee⸗Neubaufonds 
1,600,000 Thlr., im Jahre 1872 2,600,000 Thlr. und ſeit 1873 3,000,000 
Thlr. bewilligt; während bereits in viel früheren Jahren verhältnißmäßig 
beträchtlich hohe Summen, fo z. B. 1859 1,900,000 und im Jahre 1849 ſogar 
3,500,000 Thlr. hierfür verwenderwurden. Welche Bedeutung nun die 2,000,000 
Thlr. dieſes Entwurfs für den Chauſſee⸗Neubaufonds wirklich haben, wird 
erſt klar, wenn wir den Unterhaltungsfonds der Chauſſeen einer neuen Prü⸗ 
fung unterwerfen. Es heißt in den Motiven: In der Abſicht, den Pro⸗ 
vinzialderbänden eine zur ordnungsmäßigen Unterhaltung der Chauſſeen 
völlig ausreichende Entſchädigung zu gewähren, iſt der hierfür bejtimmte 
Etatsfonds durch den Etat des Jahres 1875 um 150 Mark für die frühere 
Meile erhöht worden.“ In wie weit nun dieſe Erhohung ausreicht, werden 
Sie aus den nachfolgenden Zahlen erſehen. Der Etat pro 1874 ſetzte für 
20 — von 2934 Meilen Staatschauſſeen die Summe von 4. 480,000 
Thaler aus. | 

Als uns aufgefallen war, daß im Jahre 1873 nach der zugegangenen 
Ueberſicht die Summe für Unterhaltung der Staats⸗Chauſſeen um mehr als 
300,000 Thlr. überſchritten war, fragten wir den Vertreter der Regierung, 
um welche Summe dieſer Poſten im Jahre 1874 überſchritten ſei. Er ant⸗ 
wortete: gleichfalls um 300,000 Thlr. Die Motive 1 5 an, daß dieſer 
Etat ausreichend erhöht ſei um 492,000 Mark, alſo 160,000 Thlr.; in Wirk⸗ 
lichkeit hat aber bereits im Jahre 1874 die Ueberſchreitung 300,000 Thlr. 


Sr 


würde alfa die Regierung dringend Bitten, nehmen | betragen. 
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dieſe 300,000 Thlr. inzu, ſo erhalten Sie eine Iſt⸗Ausgabe von 4, 80,000 
Thlr. Die Motive legen 4 Meilenzahl der Chauſſeen 75 Grunde, die 
am Ende des Jahres 1874 beſtand. Das iſt nicht richtig. enn die Pro⸗ 
vinzen die Chauſſeen am 1. Januar 1876 übernehmen, dann werden ſie auch 
diejenigen Meilen unterhalten müſſen, die ſeit 1875 hinzugetreten find. Für 
dieſe müßte man mindeſtens 45: bis 50,000 Mark mehr anſetzen als der Ent⸗ 
wurf dies thut. Wir erhalten dann eine Summe von 4,823,000 Thlr. 
Dazu die W an höheren Aufſichtsbeamten für das Chauſſeeweſen 
im Betrage von 140,000 Thlr., macht 4,965,000 Thlr., immer in der Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Preisverhältniſſe dieſelben bleiben wie im Jahre 1874, was 
keineswegs anzunehmen iſt. Nun erſcheint es billig, daß man dem Staate 
einen Theil ie b Penſionsquote, welche an die in den nächſten Jahren 
zu penſionirenden Chauſſeebeamten bezahlt wird, abrechne, und ſo wird alſo 
der Betrag von 5 Millionen ſchon auf der Grundlage des Etats pro 1874 
entweder voll herauskommen oder überſchritten werden. Dazu kommt noch 
Folgendes: Schon im Jahre 1873 wurde in der Budget⸗Commiſſion con⸗ 
ſtatirt, daß aus dem Chauſſeebau⸗Unterhaltungsfonds in den letzten Jahren 
erhebliche Ausgaben auf den Chauſſee⸗Neubaufonds gemacht worden ſind, 
und daſſelbe iſt, wie vor 5 Tagen in der Budget⸗Commiſſion von der Regie 
rung zugeſtanden wurde, auch im Jahre 1874 geſchehen. Wenn dies alſo 
regelmäßig geſchieht, ſo muß daraus geſchloſſen werden, daß der Unterhal⸗ 
tungsbau für Chauſſeen in feiner Weiſe den Bedürfniſſen des Landes ent⸗ 
ſprechend bemeſſen iſt. 

Es kommt aber nun ferner auch auf den Zuſtand an, in welchem ſich die 
Staatschauſſeen im gegenwärtigen Augenblicke befinden (Sehr richtig! ſehr 
wahr! auf beiden Seiten), wenn man den Provinzen Verpflichtungen über ⸗ 
weiſen will, deren Erfüllung nachher, wenn der Staat nur noch die Ober⸗ 
aufſicht zu 19 50 hat, wahrſcheinlich ganz enorme Mittel erfordern wird. 
(Sehr richtig.) Es hat uns neulich ein Mitglied aus der Rheinprovinz eine 
ſhaudere rregende Schilderung über den Zuſtand der Staatschauſſeen in jener 
Provinz gemacht. In der vorigen Seſſion gab uns ein Mitglied aus Schle⸗ 
ſien ähnliche Schilderungen aus dem Regierungsbezirk Breslau. Von Sei⸗ 
ten der Regierung iſt eine Antwort damals ebenſowenig wie neulich erfolgt. 
Ich möchte dringend bitten, daß der Commiſſion ein kleines Expose 
vorgelegt würde, über den Zuſtand, in welchem die Staatschauſſeen Au ge · 
genwärtig befinden. Aber weiter: der Staat wälzt ſich jetzt eine Laſt ab 
mit einer feſten Rente, die eine ſehr bedeutend wachſende Laſt iſt. Wie 
wachſend ſie iſt, werden folgende Zahlen ergeben: Im Jahre 1848 ſind pro 
Meile Unterhaltungskoſten angejest: 1125 Thlr. Dieſe Summe iſt ſtetig 
a TEN erſt Dre nachher in ſehr ſchnellem Tempo. Im Jahre 
1871 betrugen dieſe Unterhaltungskoſten 1314 Thlr., im Jahre 18/2 1416 
Thlr., im Jahre 1873 1530 Thaler, im Jahre 1874 1640 Thaler, alſo 
ein Steigen in jedem Jahre um mehr als 100 Thlr. pro Meile. Dies 
iſt auch kein Wunder, denn die Steine werden immer ſeltener und daher 
ſelbſtredend immer theurer. Das Material wird mit der fiche aufgebraucht 
und wir haben in dieſer Beziehung keine Hoffnung auf künftige billigere Un⸗ 
terhaltungskoſten, wenn nicht eine wunderbare Erfindung gemacht wird, die 
wir jetzt natürlich nicht in Betracht ziehen können. Wie die Sache jetzt liegt, 
it alſo ein fortwährendes Steigen de oſten in Ausſicht zu nehmen. Das 
ergeben auch folgende Zahlen: Jul Jahre 1869 betrugen die Ausgaben für 
Chauſſeen 3,585,000 Thlr., im Jahre 1874 bereits 4,800,000 Thlr., alſo 
215,000 Ihlr. mehr. Dieſe wachſende Zahl iſt nun aber beim Dotations⸗ 
Geſetz gar nicht in Betracht gezogen. 

Wir müſſen alſo die Forderung ſtellen, daß der Chauſſeebauunterhaltungs⸗ 
Fonds den wirklichen Bedürfniſſen entſprechend feſtgeſetzt werde. Wenn dieſe 
5,000,000 Thaler in keiner Weiſe ausreichen, 0 daß ſelbſt ein Zuſchlag von 
einer Million dem Bedürfniß nicht entſpricht, ſo wird von dem Chauſſeebau⸗ 
Fonds von zwei Millionen in dieſem Entwurf in der That ſehr wenig zu 
neuen Chauſſeen übrig bleiben. Der Staat als der größte Eiſenbahnbeſſtzer, 
hat aber das allergrößte Intereſſe, zu verhindern, dal im Bau von Chauſſeen 
ein Rückſchritt eintritt. Sie werden niemals einen naturgemäßen Verkehr 
bei den Eiſenbahnen erhalten, wenn ſie nicht an dieſe überall, wo es nur 
möglich iſt, Kunſtſtraßen heranführen. Hier müſſen wir außer der höheren 
Bemeſſung der Summe inſofern auch die Zukunft im Auge behalten, als die 
Veranlagung der Gebäudeſteuer eine günſtige Gelegenheit geben wird, ſchon 
jetzt in dem Geſetz auszuſprechen, daß der Staat auf den höheren Ertrag, 
den die Neubemeſſung ergeben wird, zu Gunſten der Provinzen verzichtet. 
Nachdem Sie nun geſehen haben, wie die Chauſſeen dotirt ſind, bleiben alſo 
2% Millionen übrig. Bei der Commiſſionsberathung des Dotationsgeſetzes 
vom Jahre 1873 ſollte der Miniſter erſucht werden, ausdrücklich im Hauſe zu 
conſtatiren, daß die damals überwieſenen zwei Millionen bei der ſpäteren 
Regelung nicht angerechnet werden ſollten. Die 2% Millionen werden jetzt 
für eine Maſſe von Zwecken in Anſpruch genommen: für Koſten der Provin⸗ 
zialverwaltung, Beihilfe für die Kreiſe, Unterſtützung für den Kreis⸗ und 
Gemeindewegebau, für Landarmen⸗Verbände, für Hebammen, für Kunſt und 
Wiſſenſchaft. Verfolgt man dieſe einzelnen Details, ſo muß man zu der 
Ueberzeugung kommen: die Dotation iſt eine vollkommen unzureichende und 
der Finanzminiſter wird ſeine 9 8 weiter aufthun müſſen. 

Wenn der Staat in einer jo erfreulichen Situation iſt, daß der Finanz⸗ 
miniſter ein Extraordinarium von 80 und mehr Millionen hat, das er in 
jedem Augenblicke, wenn er es bedarf, zuſammenziehen kann, dann ſoll man 
bei ſo großen Organiſationsgeſetzen die Mitgift, die der Schöpfung auf den 
Weg gegeben wird, nicht zu karg und rechneriſch bemeſſen. Wir wiſſen, daß 
wir große Anforderungen an die Arbeitskräfte des Landes ſtellen und wir 
haben die Zuverſicht, daß die Mitglieder der Provinzen die Erwartungen 
erfüllen werden, die die Geſetzgebung an ſie ſtellt. Es liegt auch im Staats⸗ 
intereſſe, daß man ihnen das Leben nicht zu ſchwer mache, daß man ihnen 
nicht die Zumuthung ſtellen wird, ihre ehrenamtliche Thätigkeit damit zu be⸗ 
ginnen, daß fie von Neuem mit Forderungen an die Steuerkraft der Pro⸗ 
vinz kommen in einem Augenblick, wo die Provinzen und namentlich die 
Communalperbände ſchon in hohem Grade belaſtet find. M. H., wer die 
Etats der Comm unen der ſtädtiſchen ſowohl wie der ländlichen durch⸗ 
gebt, der weiß, wie rieſig die Steuern in den letzten Jahren ge⸗ 
wachſen find; wenn Sie ferner erwägen, was die Communen in der 
Gegenwart in Baus auf die Verbeſſerung der Verkehrsmittel und 
namentlich auf die Schulen erfüllen, fo werden Sie ſagen müſſen, daß es 
gerechtfertigt iſt, dieſelben auch ausreichend zu dotiren. Herr Abg. Lasker 
dat bei Berathung der Provinzialordnung die Gefahren hervorgehoben, welche 
darin liegen, daß wir das Land in eine gewiſſe Erſchlaffung bringen könnten, 
wenn wir in der Geſetzgebung zu ſchnell vorwärts gehen. Ich weiß wohl, 
er hat dieſe Gefahr auch nur in Ausſicht geſtellt, wenn wir die Geſetzgebung 
unterbrechen. 

Ich fürchte jene Gefahr nicht, ich freue mich ſchon auf den Zeitpunkt, wo 
es bier in dieſem Saale ſtiller werden wird und man uns, die wir gern am 
heimathlichen Heerde im offentlichen Intereſſe arbeiten, geitatten wird, wieder 
eingehend uns mit jener Arbeit zu beſchäftigen, welche die Geſetze, die hier 
gemacht werden, in Leben und Wahrheit überführen ſoll. Aber wir möchten 
auch an die königliche Staatsregierung die Bitte richten, daß ſie uns in 
einem Augenblick, wo der Staat financiell im Stande iſt, volle und reiche 
Entſchädigung zu geben, nicht heimſchickt mit Geſetzen, die jo kärglich bemeſſen 
ſind, wie das gegenwärtige Dotationsgeſetz. Ich hoffe, daß die Commiſſion 
in dieſem Sinne in vollem Einverſtändniß mit der Staatsregierung den Ent⸗ 
wurf verbeſſern wird. (Lebhafter Beifall! ! 

Abg. Stengel: Ich begrüße dieſes Geſetz mit Freuden als einen neuen 
Schritt auf dem Wege der Selbitverwaltung und Decentraliſation. Ich 
wünſchte dringend, daß, bevor dieſes Geſetz in Kraft tritt, die Kreisordnung 
in Rheinland und Weſtphalen eingeführt werde; indeß die N von 
Seiten der Regierung beruhigen mich darüber, daß ſie auf dem Wege der 
Reform fortſchreiten wird. Als Bedenken gegen die Vorlage erſcheint auch 
mir, daß bei Ueberweiſung des Staatseigenthums ſämmtlicher Chauſſeen 
an die Provinzen mit keinem Worte von dem Extraordinarium im 
Handelsminiſterium geſprochen wird, das als Zuſchuß für den Chauſſee⸗ 
bau⸗Neufonds im Etat angeſetzt iſt. Eine Aufklärung bierüber wäre 
ſehr erwünſcht. Den beklagenswerthen Zuſtand der Staatschauſſeen kann 
ich nur beſtätigen. In Berückſichtigung dieſer Thatſache erſcheint eine Er⸗ 
hoͤhung des Dotationsſonds ganz dringend geboten. An und für ſich iſt es 
ja ſchon unzweifelhaft, daß die Provinzen bei Uebernahme dieſer Verwaltung 
mehr ein ſchlechtes als ein gutes Geſchäft machen. 

Abg. v. Saucken⸗Tarputſchen: So weit ich den Vorredner verſtanden 
habe, machte er die Bemerkung, daß die Provinzen mit dieſem Geſetze eher 
ein ſchlechtes als ein gutes Geſchäft machen würden. Auch ich habe mir vor⸗ 
genommen, dieſen Gedanken auszuführen. Als Hannover ſeine Dotation ers 
hielt, drängten ſich alle Provinzen dazu, allmälig haben ſich zwar die Ans 
ſichten darüber etwas aufgeklärt, indeſſen begegnet man noch vielfach der Ans 
ſchauung, daß den Provinzen in dem gegenwärtigen Geſetz ein Geſchenk ge⸗ 
macht werden ſoll. Auch die Worte, mit denen der Miniſter des Innern die 
Einbringung der Vorlage begleitete, ließen dieſe Auslegung zu, er ſagte z. B. 
Schleswig⸗Holſtein werde ſofort ruhig werden, wenn man ihm die Dotation 
gebe. Von weiner Auffaſſung aus kann ich das nur ſo verſtehen, daß Kr" 
wig⸗Holſtein unruhig iſt, weil feine Vertretung nicht genug zu thun hat, daß j 
alſo der Müßiggang die Leute auf ſchlechte Gedanken bringt. (Heiterkeit) 
Denn ein Geldgeſchenk wird den Provinzen wahrhaftig nicht gemacht, wie 


Abg. Rickert be Kits überjengend natıgenieen hat. Die Regierig wird 
on dem Wunſche geleitet, von einem Theile der ihr heute obliegenden Ar⸗ 
beiten entlaſtet zu werden, fie wünſcht 1 den Chauſſeebau auf die 
rovinzen abzuwälzen. Nun leuchtet es doch ein, daß, wenn wir der Regie⸗ 
rung etwas abnehmen ſollen, auch wir dafür die Bedingungen zu ſtellen 
aben. (Zuſtimmung links.) Man fängt aber an, den Provinzen den 
bauſſeebau zu überweiſen und ihnen gleichzeitig weniger Geld zu geben, als 
bisher dafür verwendet worden, denn die eine Million des Extraordinariums 
wird eben vom Finanzminiſter zurückbehalten. Der Abg. Rickert hat ſchon darauf 
hingewieſen, daß man vorſichtig ſein muß in der Uebertragung von Laſten 
auf Ehrenämter, die ſicherlich aber mit noch größerer Unluſt verwaltet wer⸗ 
en, wenn man von bornhein wegen des Mangels an hinreichenden Mitteln 
ohne Ausſicht auf Erfolg iſt. f 
Herr Abg. Stengel hat die Vorlage beim Beginne ſeines Vortrages als 
eine Förderung der Decentraliſation begrüßt; ich geſtehe, daß ich der De⸗ 
centraliſation ſehr kühl und vorſichtig gegenüber ſtehe, und daß dieſe meine 
altung durch die Ausführungen des Abg. Rickert noch beſtärkt wird. Er 
wollte den Vertheidigungsmaßſtab des Geſetzes nicht geradezu bekämpfen, 
erklärte aber, daß eigentlich die Dotation nach Verhältniß der aufgebrachten 
teten vertheilt werden müſſe, obwohl die Provinz Preußen, der er ange⸗ 
bört hat, dabei ein ſchlechtes Geſchäft machen würde. Ich nehme an, daß er 
als Bewohner der Seeſtadt Danzig nur wenig Kenntniß vom Hinterlande 
at, denn, meine Herren, wollten wir ſeinen Rath befolgen, ſo hört der Staat 
auf, ſeine ſittliche Bedeutung ginge vollſtändig verloren, die eben darin be» 
leht, daß die reicheren Landestheile für die ärmeren mit bezahlen. Beſon⸗ 
ders bei der Vertheilung der Chauſſee⸗Baufonds iſt in Betracht zu ziehen, 
ob eine Gegend die Felsſtücke nur vom Gebirge herunter zu rollen braucht, 
um die Chauſſee zu haben, oder ob ſie ſie meilenweit dazu herholen muß. 
ch ſtehe daher umgekehrt auf dem Standpunkt, daß man bei der Vertheilung 
er Chauſſee⸗Baugelder die Quadratmeilenzahl der Provinz zu Grunde zu 
egen hat. Unter allen Umſtänden aber werden wir die 1 Million des 
Itraordinariums nachzufordern haben. Einen anderen ſehr erwägungs⸗ 
erthen Gedanken hat der Abg. Richter (Hagen) bei der Budgetberathung 
ausgeſprochen, als er die Frage anregte, ob man nicht beſſer thäte, den Pro⸗ 
inzen ſtatt einer fixirten Einnahme, den wachſenden Ausgaben entſprechend, 
auch eine wachſende Steuer zu überlaſſen. — So wie das Dotationsgeſetz 
legt, iſt es für mich unannehmbar, ein Danaergeſchenk, ich ſpreche dies aus, 
die Commiſſion von vornherein auf die Wichtigkeit der Vorlage auf⸗ 
ben zu machen, die mehr als irgend eine andere die ernſteſte Prüfung 
rdert. 

Handelsminiſter Dr. Achenbach: Vom Standpunkt der Staatsregierung 
handelt es ſich hier weder um ein gutes noch um ein ſchlechtes Geſchäft, fie 
Gacht auch keine Geſchenke, ſie marktet und feilſcht nicht, ſie will auch keine 

eſchäfte, deren fie überdrüſſig iſt, auf provinzielle Organe abwälzen, ſondern 


es handelt ſich weſentlich für fie darum, das Princip der Selbſtverwaltung ins Leben | Tpl 


einzuführen. Noch vor Kurzem verlangte man im Lande in dieſem Hauſe 
n Uebergang gewiſſer Functionen auf Organe der Provinzen und Kreiſe 
und heute hört man bereits, daß man die Bedingungen zu ſtellen in der 
ge ſei, unter denen man die vom Staat abgegebenen Geſchäfte übernehmen 
wolle. Handelte es ſich in der That nur darum, ſo wäre es kaum der Mühe 
werth, daß das Haus nach jo langer Discuffion die Vorlage der mühevollen 
rüfung in der Commiſſion übergiebt. Wir wollen uns nicht entlaſten, die 
rovinzen ſollen nicht blos Geſchäſte übernebmen, ſondern gemeinſchaftlich 
wollen wir dahin ſtreben, das Leben unſeres Staates zu verjüngen, die For⸗ 
men, die Sie für die Kreiſe gegeben haben und für die Provinzen geben 
werden, mit Leben und neuer Kraft zu erfüllen. Nun wird gejagt: der 
taat giebt ja weniger als er bisher für dieſe Zwecke verwandt bat, und 
auf die Millionen für Wegebauten im Extraordinarium hingewieſen, welche 


nach der Vorlage den Provinzen nicht überwieſen werden ſoll. 


Es handelt ſich eben um eine extraordinäre Ausgabe, die unter gewiſſen 
Verhältniſſen dem Straßenbau zugewendet werden ſollte. Aus dem Staats⸗ 
aushalt werden Sie erſehen, daß zwar bei den günſtigen Finanzverhält⸗ 
niſſen der letzten Jahre dem Straßenbau außerordentliche Zuwendungen ge⸗ 
Hast werden konnten, daß aber durch dieſes Dotationsgeſetz den Provinzen 
mehr überwieſen wird, als vor wenigen Jahren noch das gefammte Extra⸗ 
ürdinarium und Ordinarium betrug. 
„Es wurden im Jahre 1870 für Chauſſeebauten verausgabt 1,400,000 Thlr., 
MA abermals nur 1,450,000 Thlr.; im Jahre 1872 nur ein Wenig mehr, 
600,000 Thlr.; erſt 1873 fiep das Ordinarium auf diejenige Summe, 
dolche jetzt den Provinzen überwieſen werden foll, auf 2 Millionen Thaler, 
ährend das Extraordinarium nur 600,000 Thlr. betrug. Bedenken Sie 
ern daß es ſich hier um eine außerordentliche Bewilligung handelt, ſo wird 
6 Vorwurf der außerordentlichen Unbilligkeit wohl ganz zurücktreten und 
N wird eingehender Erwägungen der Commiſſion bedürfen, ob es Aufgabe 
es Staates ſei, auf die Provinzen bei dieſer Gelegenheit mehr zu übertra⸗ 
en, als der Staat ſonſt aufgewendet haben würde. Es handelt ſich nicht 
tum, Geſchenke zu machen, ſondern nur darum, wichtige Zwecke der Ver: 
alla auf die Provinzen übergehen zu laſſen unter Abſeßung derjenigen 
N uernden Etatspoſitionen, welche der Staat ſeinerſeits für ſolche berivenvet 
at. Die Vertheilung desjenigen, was für die Neubauten den Provinzen 
Überwieſen werden ſoll, iſt bereits durch frühere Geſetze geordnet. Daß in 
en letzten Jahren einzelnen Provinzen mit Rückſicht auf die Verkehrsbedürf⸗ 
niſſe beſonders vortbeilbatte Zuwendungen gemacht worden ſind, iſt wohl kein 
urchſchlagender Grund gegen den Vertheilungsmaßſtab. Wo beſondere 
edürfniſſe ſich gezeigt haben, war die Staats » Regierung bemüht 
nach Kräften Rückſicht 1 tragen. Die Geſammtſumme, welche 1874 für die 
8 haltung der Staatschauſſeen aufgewendet iſt, betrug 4,435,448 Thlr., wäh⸗ 
end im Jahr 1871 nur 3,680,850 Thlr. und 1872 nicht viel über 4 Mill. 
Aaler verausgabt wurden; wenn nun jetzt den Provinzen 5 Mill. Thaler 
berwieſen werden, jo kann man dieſe Summe doch nicht von vornherein 
974 unzureichende nennen. Es iſt nun hier darauf hingewieſen worden, 
aß aus dem Chauſſeebaufonds größere Unterhaltungen von Chauſſeen aus⸗ 
geführt worden find. i 
vi Ich bemerke, daß es ſich hier um vollſtändige Umpflaſterungen handelt, 
a man nicht gut als u bel von Chauſſeen anſehen könnte. Indeſſen 
yulfertigt das nicht eine höhere Dotation, ſondern es würde damit nur eine 
kr Änderung der Vertheilung auf den Neubau: und Unterbaltungsfonds ein: 
neten. ob dies im yuterefie der Provinzen geſchehen würde, möchte ich mei: 
ſiorſeits entſchieden beſtreiten. Die Staatsregierung iſt bereit, der Commiſ⸗ 
In alle diejenigen Auſſchlüſſe zu geben, welche nothwendig ſind, um dieſe 
Suche klar zu überſehen. Wenn man aber mit Rückſicht auf alle möglichen 
teigerungen der Unterhaltungskoſten der Chauſſeen die Dotation beſtimmen 
Dil. ſo glaube ich, kann die Regierung dieſem Geſichtspunkte nicht folgen. 
Ste Selbſtverwaltung muß die künftigen 1 dige zu decken ſuchen. Bie 
Fitaalsregierung glaubt mit der Majorität dieſes hohen Hauſes, daß es ſich 
er handelt um die Legung der Fundamente der Selbſtverwaltung, nicht 
ich ein Rechenexempel, in dieſem Sinne find Ihnen die Vorſchläge gemacht; 
ich bitte Sie in dieſem Sinne die Vorſchläge anzunehmen. 
bg. von Benda: Die Rede des } 
borechtfertigten oſtpreußiſchen Partikularismus, er möge aber verſichert ſein, 
naß wir Oſtpreußen ſo lieb haben, als irgend einen Landestheil, und ihm 
(Here Sympathien bewahren werden, trotz der Worte des Herrn v. Saucken. 
oetertelt): Derſelbe ſtellte ſich gerade jo, als ob es ſich bier um Gelder 
andelte, die uns nicht gehörten. (Zuſtimmung rechts.) Wo hat denn die 
egierung das Geld her, das ſie uns überweiſen will? Doch nur von uns! 
ollen wir alſo derſelben die Bedingungen vorſchreiben, unter denen wir die 
ptationen annehmen wollen, jo verrüden wir die Baſis der ganzen Gejeb: 
Hebung. Ich habe die Summen, welche die Vorlage den Provinzen über, 
dall mit dem Etat des Landesdirectoriums von Hannover verglichen und 
mi ei gefunden, daß die Beträge und die Zwecke ihrer Verwendung durchaus 
Vit den bannöberihen harmoniren. Ich billige alſo das Geſetz unter der 
wotausſezung, daß die 3000 Meilen Staatschauſſeen, die uns überwieſen 
Verden, in einem leidlichen — find. Wenn ſie ſich in einer deſolaten 
erfaſſung befinden ſollten, ſo wird uns der Staat allerdings die Capitalien 
zur Herſtellung geben müſſen, wenn wir nicht gleich in den erſten yjabren der 
Kelbllverwaltung mit einem Krebsſchaden zu kämpfen haben ſollen. Um 
ieſem zu ſteuern, käme es mir auf die Aufnahme einer Anleihe von 20 Mill. 
gut an. (Heiterkeit) Ich wünſche alſo, daß die Commiſſion die Frage des 
Zuſtandes unſerer Staatschauſſeen in erſter Linie ins Auge faßt und im 
ebrigen ohne Vorurtheil und mit kaltem Blute ans Werk Kor. 
Miniſter Dr. Friedenthal: Ich beabſichtige nur, dem Abg. Rickert auf 
einige mein Reſſort betreffende Bemerkungen zu antworten. Es iſt zunächst 
nicht vollkommen richtig, daß nur ein Drittel der etatsmäßigen Meliorations⸗ 
onds den Provinzen überwieſen iſt. Es kommt dazu noch der ſog. Provin⸗ 
zdal⸗Meliorationsfonds, der bisher von der Staatsregierung verwaltet wurde. 
ie Rente von 250,000 Thaler ſtellt daher nur den Betrag des bisherigen 
rdinariums vor. Ganz unzweifelhaft aber befinden ſich unter den Melio⸗ 
dationen ſolche, die über den Bereich einer einzelnen Provinz, ſowohl was die 
benng fabi als was den Werth der Meliorationen betrifft, hinaus⸗ 
ehen; jo beiſpielsweiſe die gegenwärtige Melioration der Landdroſtei 
8 Sngbrüd; die Anlegung von Moor⸗Canälen, die den ganzen Betrag 
eſſen, was an die Provinz übergeht, an Koſten übertrifft — eine Me: 
ration, welche dazu beſtimmt ift, 60 Quadratmeilen Fläche aus einer 
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Wüſtenei in ein ruchtbares Gebiet LINDEN Solche Meliorationen] gierung bekannt wurden, verlangte er von Frankfurt aus, wo er ge⸗ N 8 


werden niemals den Provinzen überlaſſen werden können, ſondern müſſen 
Aufgabe des Staats bleiben, der, wie Herr von Saucken mit Recht bemerkte, 
bier für das Gemeinwohl aller eintreten muß. Es wird aber ferner Über 
das ganze Gebiet der Meliorationsthätigkeit dem Staate die Initiative vor⸗ 
behalten bleiben müſſen. Es folgt das, abgeſehen von der Sache, aus der 
Natur unſerer Geſetzgebung, und eine Aenderung vorzunehmen, wäre an 
dieſer Stelle gewiß verfrüht; es muß das einer ſpäteren Ausführung der 
Decentraliſation vorbehalten bleiben, und es wird ſich dann, wie ich hoffe, 
8 daß die Vertheilung der Summe im Allgemeinen richtig ge⸗ 
griffen iſt. 8 8 

Was zweitens die Rüge des Abg. Rickert betrifft, daß die Beträge für 
die Ackerbau⸗, Wieſen⸗ und ähnliche Schulen nicht ausgeworfen find im Ge: 
ſetz, jo bemerke ich, daß dies im Intereſſe der Provinzen gejcheben iſt, da ſich 
die Ausgaben für dieſe Schulen ſteigern werden und ihre Feſtſtellung ſich 
daher erſt empfiehlt am Schluſſe des Jahres, in welchem die Ueberweiſung an 
die Provinzen erfolgt. Ein Irrthum iſt dann nicht möglich, wenn im Etat 
des betreffenden Miniſterium ganz genau die Summe, welche für die be⸗ 
treffende Anſtalt verwendet worden iſt, aufgenommen iſt. Der Anregung des 
Abg. Rickert, auch die Fonds für die landwirthſchaftlichen Vereine auf die 
Provinzen zu übertragen möchte ich rathen, keine Folge zu geben. Das land⸗ 
wirthſchaftliche Vereinsweſen kann für die wirthſchaftlichen Verhältniſſe 
unſeres Landes gewiß von großem Nutzen ſein und ich lege auf dieſe Ver⸗ 
eine großes Gewicht. Dieſes Vereinsweſen hat ſich aber bei uns ſehr un⸗ 

leich entwickelt und es wird noch für mehrere Jahre die Aufgabe meines 
Keſſorts ſein, dieſe Entwickelung zu fördern. Aus dieſen Gründen möchte 
ich bei der gegenwärtigen Lage der Sache beſtimmt abrathen, dieſen Gegen: 
ſtand in die provinzielle Decentraliſation bineinzuzieben. ; > 

Finanzminifter Camphauſen: Ich betrachte es als eine kleine Erinne⸗ 
rung an die Zeit der Milliarden, daß man jetzt von verſchiedenen Seiten 
die Worte 20 Millionen jo leicht in den Mund nimmt (Heiterkeit). In vori⸗ 
ger Woche hat uns Herr Miquel mit 20 Millionen bedacht für die Parzelli⸗ 
rung von Domänen und heute hat Herr von Benda ſie in Ausſicht genom⸗ 
men, um die Chauſſeen in recht guten Zuſtand zu verſetzen. So gefährlich 
nun, denke ich, wird die Sache nicht werden. Die Staatsregierung weiß ja, 
daß von Zeit zu Zeit dieſer oder jener Redner einmal den Zuſtand der 
Chauſſeen ſehr ungünſtig ſchildert, ſie weiß aber auch andererſeits durch den 
Bericht ihrer Bebörden, daß die Chauſſeen ſich beute in ſo gutem Zuſtande 
befinden — (Oho! Widerſpruch) in fo gutem Zuſtande befinden — (erneuter 
Widerſpruch) — Meine Herren, wenn Sie nur den Nachſatz gebört hätten! 
— in jo gutem Zuſtande befinden, wie ſie bisher ſich zu befinden pflegten. 
(Anhaltende Heiterkeit). Jedenfalls, wenn Sie nach Zuſammenſtellung der Etats⸗ 
ſummen irgend eingehend verfolgen, was für die Unterhaltung von Chauſſeen 
geſchehen iſt, ſo finden Sie, daß i. J. 1865 dazu verwendet ſind 2,493,000 
r., i. J. 1866 ſteigt dieſe Summe auf 2,512,000 Thaler, im Jahre 1867 
auf 2,525,000 Thlr, 1868 wurde ein Anſpruch gemacht auf 3,508,000 Thlr., 
im Jahre 1869 auf 3,540,000 Thlr. Das iſt die Summe, die beſtand, als 
ich mein Amt antrat. Im Jahre 1870 haben wir einen Fonds von 3,664,000 
Thlr. gehabt. Dann find wir 1871 geſtiegen auf 3,680,000 Thlr., 1872 auf 
4,041,000 Thlr., 1873 auf 4,082,00% - bir. und 1875 auf 4,435,000 Thlr, 

Wenn bei ſolchem Anſteigen der für die Chauſſeen bewilligten Mitteln 
die Chauſſeen ſelbſt ſchlechter geworden ſein ſollten, ſo wäre das doch eine ſehr 
merkwürdige Folge. Uebrigens ſind die Koſten der Unterhaltung der 
Cbauſſeen geſtiegen; allerdings hat man geſagt, die Unterhaltungskoſten 
müßten perpetuirlich zunehmen. Ich denke aber, wenn wir an die Frage 
in einer Zeit herangehen, bis zu welcher die Preisverhältniſſe einen perpe⸗ 
tuirlichen Aufſchwung genommen haben, dann könnte man auch einmal 
fragen, werden denn die Preiſe nicht einmal wieder beruntergeben? Wird 
es nicht möglich ſein, die Unterhaltung billiger zu beſtreiten? Die Staats⸗ 
regierung bat aber die Frage fallen laſſen, ſie geht davon aus, daß ſie voll⸗ 
ſtändig denjenigen Betrag bewilligen will, den die Unterhaltung der Chauſſee 
gegenwärtig koſtet; ſollte man mit demſelben nicht auskommen können, ſo 
wird fie keinen Anſtand nehmen, den Betrag zu erhöhen. (Bravo!) Wir 
. in dieſer großen Maßregel nicht von kleinlichen Geſichtspunkten 
leiten laſſen. 

Sollte der aus dem Staatsfonds hergegebene Betrag zu hoch ſein, ſo 
würde es ſich doch eigentlich nur um einen erweiterten Steuererlaß handeln, 
der allen Theilen des Staates gleichmäßig zu Theil wird. Dann iſt die 

rage eingehend erörtert worden, wie es denn mit dem Chauſſeebaufonds 
tände und ob man da nicht eine Million gänzlich überſehen hätte. Nein, 
überſehen haben wir die Million nicht (Heiterkeit), dafür haben wir ſie denn 
doch noch nicht reichlich genug; aber wie iſt denn das Sachverhältniß? 

Im Jahre 1872, als zuerſt an den Gedanken herangetreten wurde, die 
altlaͤndiſchen Provinzen des Staates mit der Dotation Ai verſehen, da be⸗ 
ſtand das Ordinarium des Chauſſeeneubaufonds aus 1 Million, das Extra⸗ 
ordinarium aus 600,000 Thaler. Als ich dieſe Maßregel zuerſt dem hohen 
Hauſe ankündigte, habe da ich damals ausgeſprochen, daß für die Gleich⸗ 
ſtellung mit der Provinz Hannover nach der Anſicht der Staatsregierung 
den altländiſchen Provinzen die Summe von 4,600,000 Thaler zu über⸗ 
wieſen ſei, daß wir von dieſen 1% Millionen abnehmen würden 
von dem Staatshaushaltsetat und durch Uebertragung der entſprechenden 
Ausgaben den Staat gleichzeitig erleichtern würden, daß wir 1 Million dem 
Chauſſeebaufonds hinzuſetzen, und daß wir die übrigen 2 Millionen zinsbar 
anlegen und daß dieſe Zinſen ſich zu Gunſten der Provinzen anhäufen 
würden. Es iſt alſo damals nicht allein der Fonds, wie er beſtand, beibe⸗ 
halten worden, ſondern er wurde erhöht und als demnächſt die Finanzwver⸗ 
hältniſſe es geſtatteten, das Extraordinarium für das Jahr 1874 noch etwas 
böher zu greifen, ſo hat die Staatsregierung ihnen dies vorgeſchlagen und 
Sie haben dieſe Maßregel förmlich ohne allen Zuſammenhang mit der Aus⸗ 
führung der Dotationsmaßregel feſtgeſtellt. Es kann daher dasjenige, was 
in dieſer Beziehung geſchehen iſt, auch einen Anſpruch auf Ausdehnung 
der Dotationsmaßregel nicht begründen. — 955 boffe, daß wenn Ihre Com⸗ 
miſſion in die Berathung des Geſetzeutwurfes eintritt, aus dieſen Bera⸗ 
thungen ein Reſultat hervorgehen wird, wonach Regierung und Landes⸗ 
(Beil) völlig einm üthigen Weges die große Maßregel beſchließen. 

eifall. 

Abg. Witt: Man wird nicht außer Acht laſſen dürfen, was, die letzten 
Jahre ausgenommen, in dieſem Jahrzehnt beim Wegebau im Oſten der 
Monarchie geſpart worden iſt. Ein Vergleich mit der Dotation für Hannover 
trifft ſchon darum nicht zu, weil dort ausgebaute Chaufjeen bei Ueberweiſung 
des Provinzialfonds vorhanden waren. Die heutige Vertheilung der Chauſſee⸗ 
Baufonds nach Verhältniß der vorhandenen Staats⸗Chauſſeen kommt auf 
eine Beſtrafung derjenigen Provinzen hinaus, die für ihre Chauſſeen aus 
Provinzial⸗ und Kreisfonds viel geleiſtet haben. (Zuſtimmung.) Wenn 
dieſes Geſetz gewiſſermaßen ein Schlußſtein der Selbstverwaltung genannt 
wird, ſo wird es für die Provinz Poſen um ſo dringender, daß ſie endli 
eine Kreisordnung als den Anfang der Selbſtperwaltung erhalte. Ich will 
keinen dahin gehenden Antrag ſtellen, ſondern nur den Herrn Re 2 
ommiſſar daran erinnern, daß er uns eine Kreisordnung für Posen ür 
dieſe Seſſion zugeſagt hatte. Ich bin nicht der Mann, um mit dem Kopfe 
durch die Wand zu rennen, und weiß mich zu beſcheiden, wenn mir geſagt 
wird, daß Hinderniſſe meinen Wünſchen im Wege ſtehen. Wenn aber heute 
auf Mißſtände in der Provinz Poſen hingewieſen wird, die der Selbſtver⸗ 
waltung im Wege ſtehen, ſo will ich doch hervorheben, daß wir ſie vorzüglich 
der früheren Mißregierung verdanken. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen und es handelt ſich nunmehr um die 
geſchäftliche Behandlung der vier, 1155 Reformgeſetze; denn, daß das 
Dotationsgeſetz ebenfalls commiſſariſch vorberathen werden ſoll, hält Präſident 
v. Bennigſen für ſelbſtverſtändlich. Auf den Antrag der Abgg. Lasker 
und Miquel beſchließt das Haus einſtimmig die Vorlagen, betreffend die 
Provinzialordnung, die Verwaltungsgerichte und die Provinz Berlin an eine 
Commiſſion von 21 Mitgliedern zu überweiſen und ſie für die beiden letzteren 
Vorlagen um je 7 hing Alten: zu verſtärken; ferner den Entwurf des 
1 an eine beſondere Commiſſion von 21 Mitgliedern zu über: 
weiſen. Beide Commiſſionen ſollen am Montag gewählt werden. 

Schluß 3% Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 12 Uhr. (Antrag 
Rickert, Geſetzentwurf, betreffend den Herzog. von Arenberg, Etatsberathung.) 


Emmerich, 10. Februar. [Die Auflöſung! der hieſigen unter 
geiſtlicher Ordensleitung ſtehenden Töchterſchule iſt erfolgt. 

(Rhein: und R. ⸗Zig.) 

Fulda, 10. Februar. [Das Diöceſan vermögen.] Amtlichen 
Feſtſtellungen zufolge beläuft ſich das mit Beſchlag belegte geſammte 
Didcefanvermögen auf 2,254,000 Mark. 

Fulda, 11. Febr. [Hr. v. Savigny! hatte, wie feiner Zeit 
berichtet, die ausgezeichnete und ſehr reichhaltige Bibliothek ſeines 
Vaters in das hieſige Seminar bringen laſſen, weil er ſie der zu er⸗ 
richtenden katholiſchen Univerſität zugedacht. Einſtweilen aber hatte 
er ſich das Eigenthumsrecht vorbehalten. Als daher die Schließung 
des Seminars und die damit zuſammmenhängenden Schritte der Re⸗ 
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genwärtig weilt, die Bibliothek zurück. Der Seminar⸗Bibliothekar, 
Herr Dr. Arenhold, ließ ſogleich Kiſten herbeiſchaffen, um dieſem Ver⸗ 
langen zu entſprechen. Doch der Landrath inhibirte das Vorhaben. 
Hr. v. Savigny hat indeß einen Revers von dem Seminar⸗Vorſtand 
in Händen, welcher ihm das Eigenthumsrecht ſichert. Dieſes Recht 
will er geltend machen; augenblicklich iſt der Fall in Berlin anhängig 
gemacht. 

RER 10. Febr. [Bezirkstagswahlen; die Par: 
teiverhältniſſe.] In den unferer Stadt nächſtbelegenen Cantonen 
Schiltigheim und Rosheim ſind am nächſten Sonntage Wahlen je 
eines Vertreters im Bezirkstage zu vollziehen, um die durch einen 
Todesfall und eine Mandatsniederlegung entſtandenen Lücken wieder 
auszufüllen. Bezeichnend für die ſelbſt in der unmittelbaren Nähe 
der Landeshauptſtadt herrſchende Gleichgültigkeit gegen die öffentlichen 
Angelegenheiten iſt es, daß in dem Canton Rosheim noch nicht ein⸗ 
mal die Aufſtellung eines Candidaten erfolgt iſt, während in dem 
andern nur eine ganz geringe Anzahl von Wählern die Wahl eines 
in Schiltigheim anſäſſigen Weinhändlers und Gemeinderaths, Namens 
Ehrhardt, deſſen Geſinnung uns als „gemäßigt elſäſſiſch“ bezeichnet 
wird, empfohlen hat. Jedenfalls werden in beiden Cantonen nur 
ſehr geringe Minderheiten der Wähler ſich an der Wahl betheiligen. 
— Soll es in dieſer Beziehung beſſer werden, ſo müßte, unſerer An⸗ 
ſicht nach, mit allen loyalen Mitteln und von jeder dazu berufenen 
Seite dahin geſtrebt werden, die im Lande vorhandenen deutſch⸗el⸗ 
ſäſſiſchen Elemente zu ermuntern, zu ſammeln und als die wirkliche 
Zukunftspartei des Landes im engſten Bunde mit den eingewanderten 
Deutſchen den offenen und heimlichen Franzoſenfreunden gegenüber zu 
ſtellen. Ein ſolcher Verſuch iſt bisher noch nicht gemacht worden; 
dagegen hat man von officiöſer Seite Gewicht auf die fog. „elſäſſiſch⸗ 
elſäſſiſche“ Partei oder richtiger Gruppe gelegt, die ſich noch bei jeder 
wichtigeren Gelegenheit als deutſcher Sympathien untheilhaftig und 
im Dienſte deutſcher Intereſſen unverwendbar erwieſen hat. Das Or⸗ 
gan dieſer Gruppe, das „Elſäſſer Jonrnal“, verräth es nur zu oft, 
daß das Herz derer, die es vertritt, nicht bei Deutſchland, aber auch 
nicht bei dem Elſaß, ſondern in Frankreich iſt. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolf's Telegr.⸗Bureau.) 

Wien, 12. Febr. Der ungariſche Miniſterpräſident Bitto iſt heute 
Mittag vom Kaiſer in Audienz empfangen worden und hat demſelben 
über die veränderte parlamentariſche Lage eingehenden Bericht erſtattet, 
ſodann aber das Demiſſionsgeſuch des ganzen Cabinets überreicht. 
Der Kaiſer empfing den Miniſterpräſidenten ſehr huldvoll und behielt 
ſich weitere Entſchließung vor. Gutem Vernehmen nach dürfte die 
Demiſſton des Miniſteriums keinesfalls angenommen werden, bevor 
nicht auf Grundlage der geänderten Parteiverhältniſſe ein neues, der 
Majorität im Abgeordnetenhauſe ſicheres Cabinet gebildet worden iſt. 
Der Miniſterpräſident Bitto lehnt es entſchieden ab, in dem Miniſte⸗ 
rium zu bleiben. 

Wien, 12. Febr. Proceß Ofenheim. Der Staatsanwalt Graf 
Lamezan zog in der heutigen Sitzung die Anklagepunkte, betreffend die 
Ablöſungsſumme und das Betriebsmaterial, ſowie das Richter'ſche An⸗ 
lehen, zurück. Die übrigen Anklagepunkte wurden vom Staatsanwalt 
nach den Ergebniſſen der Schlußverhandlung nur unweſentlich modificitt. 

Trieſt, 12. Febr. Der hieſige biſchoͤfliche Legat iſt heute geſtorben. 

Bern, 12. Febr. Nach einer dem Bundesrath von der franzöͤ⸗ 
ſiſchen Geſandtſchaft zugegangenen Anzeige iſt die Conferenz zur Feſt⸗ 
ſtellung eines internationalen Metermaßes definitiv auf den 1. März e. 
nach Paris einberufen. ; 

Paris, 12. Febr., Abends. Der Aſſiſenhof der Seine verhandelte 
den Proceß des Generals Wimpfen gegen Caſſagnac wegen Behaup⸗ 
tungen des letzteren über das Verhalten Wimpfens in der Schlacht 
bei Sedan. General Ducrot deponirt: Der Druchbruchsverſuch, 
welchen Wimpfen dem Kaiſer anrieth, ſei abſolut unmöglich geweſen. 
Ein Theil der franzöſiſchen Armee würde Mezieres haben erreichen 
können, wenn Wimpfen in die Rückzugsbewegung nicht hindernd ein⸗ 
gegriffen hätte. Ducrot und andere Generäle bezeugten: Der Kaifer 
ließ die Parlamentärflagge ausſtecken, um Blutvergießen zu verhüten. 
Ducrot widerſprach mehreren Angaben Wimpfens in deſſen Brochure 
über die Sedaner Schlacht und conſtatirte, daß! zwei Berichte Wim⸗ 
pfens über Sedan exiſtiren, die einander widerſprechen. Die Generäle 
Ledrun, Galifet, Pajol und andere Zeugen deponiren: Im Commando 
des Oberbefehls fehlte jede einheitliche Leitung. Wimpfen forderte 
Galifet auf, ſich über die Unfähigkeit und den Mangel an Bravour 
zu äußern, deren man ihn beſchuldige. Galifet erwiderte, ihm als 
Brigadegeneral komme nicht zu, über Wimpfen als Diviſtons general 
zu urtheilen. Die weiteren Verhandlungen finden morgen ſtatt. Die 
heutige Verhandlung machte für Wimpfen einen wenig günſtigen 
Eindruck. : 

Verſailles, 12. Februar. Abends. Die Nationalverſammlung 
nahm im Fortgange der Sitzung die Artikel 2 und 3 der Bardoux⸗ 
ſchen Vorlage an, welche von den Erforderniſſen des paſſiven Wahl⸗ 
rechts handeln, und genehmigte hieran anſchließend die Artikel 9 bis 
14 des Commiſſionsentwurfs. Bei der nunmehrigen Abſtimmung über 


ch die ganze aus dem Antrage Duprat, den Anträgen Barbour und 


einem Theile des Commiſſionsentwurfs beſtehende Vorlage wurde 
letztere mit 368 gegen 345 Stimmen abgelehnt. Briſſon beantragt 
die Auflöſung der Nationalverſammlung und fordert die Dringlichkeit 
für den Antrag. Die Dringlichkeit wurde abgelehnt mit 407 gegen 
266 Stimmen. Die Verſammlung vertagt ſich auf Montag. 

Madrid, 12. Februar. Elduayen wurde zum Präfecten von 
Madrid ernannt. 8 

London, 11. Febr. Im Oberhauſe zeigt Lord Stratheden heute 
an, daß er die Regierung am Montag darüber interpelliren werde, ob 
ſie geneigt ſei, dem Hauſe die Correſpondenz über die von Oeſterreich, 
Rußland und Deutſchland geführten Unterhandlungen, betreffend den 
Abſchluß eines Handelsvertrages mit Serbien, Rumänien und der 
Türkei, vorzulegen. 5 

Im Unterhauſe wurde vom Unterſtaatsſecretär des Aeußeren, Hon. 
R. Bourke, eine Vorlage, betreffend die Abänderung des Geſetzes über 
Schutz des literariſchen Eigenthums der auswärtigen Autoren, einge⸗ 
bracht. Lord Elcho beantragte einen Geſetzentwurf, wonach aus der 
Stadt London eine eigene Grafſchaft gebildet werden und die gegen⸗ 
wärtig der City zustehenden Corporationsrechte auf die ganze Stadt 
ausgedehnt werden ſollen. 

(L. Hirſch telegraphiſches Bureau.) 

Wien, 12. Februar. Zufolge Einführung der Goldwährung in Deutſch⸗ 

land beſchloſſen die dieſſeitigen Verkehrsanſtalten, da auch Oeſterreich früher 


oder ſpäter dieſe Währung acceptiren dürfte, bei der Agioberechnung der 
Tarife den jeweiligen Goldcours als Grundlage anzunehmen. 


[Ein Seitenſtuck zum „Richter Molkenmarkt“.] Das „Univers“ 
bringt einen Bericht über die „Prieſterverfolgung in Preußen“, welchen der 
0 von Norfolk der engliſchen Preſſe zugeſtellt haben ſoll. Darin wird 
u. A. erzählt, wie die Prieſter der Diöceſe aberborn vor Gericht geichleift 
und verurtheilt wurden, ihr Verbrechen „in der Feſtung deftung (la 
forteresse de Festung) zu büßen“. Wir willen nicht, ob für die Entdeckung 
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Feser neuen Bmingburg das „Univers" allein, zu toben it, be es seinen], Berlin, 12. Feber, Die Süümmung der belllgen Börse laßt fih (hier) Kmerifaner de 1882 9 C. Hag Mig 
2 1555 Dem g von Norfelt ſchr a bat. Jin Deutschen ſchiene andern: harakterifiren, da fie die Neutralitätslinie weder * —— hc james Eiſenbahn⸗ E e 0 
falls der edle Herzog auch nicht ſehr ſattelfeſt. der anderen Richtung verließ. Die Umſatze vollzogen ſich langſam und ſchwer“ 2 „Et. — Felt, 
CTT ⁵˙09wſ.. — re rrense fällig und blieben berdies vollkommen bedeutungslos. Anfänglich ſcheen es, Wechſelnotirungen: London lang 20, 30 Br., 20, 36 Gld., London kurz 
B li R F 277 als würde die Baiſſe Fortſchritte machen können, die Eröffnungscourſe wa: | 20, 53 Br. Gld., Amſterdam 173, 60 Br. 172, 80 Gb „ Wien 0 
erüner Kerse vom 12. Februar 1875. 


20, 4 
ren wenigſtens niedriger, als die geſtrigen Schlußcourſe. Zu den herabge⸗ 50 Br., 179, 50 Gld., Paris 80, 90 Br., 80, 50 Gld., S Wechſe 


Weobsel- b g ser Notirungen entwickelte — > 1 5 0 25 Bee dee 1 985 1 85 279, 00 Gld., Frankfurt a. M. pr. 100 Mrk. 99, 00 Br., 
W isenhahn-S -Actien. das Coursniveau wieder annähernd auf die geſtrige Höhe ſteigen zu laſſen. 7 d. - ! 
ee 2 60 2290 bz — 25 pro el u. 2 Gegen Schluß der Börſe gaben Realiſationen Anlaß zu einem well gering Hamburg, 12. Febr. [Getreide⸗ Markt.] Weizen und Roggen 
Augsburg 1°, A M. 4/700 d % |Anchen-Mastsiehe] 1% | 1 13040 d bleibenden Rückgang, jo daß die höchſten Courje ſich nicht voll zu behaupten |loco geſchäftslos, beide auf Termine matt. eigen  126pfd. per des 
Ten ala en Ber de Ant 9 4 111875 ban vermochten. Die geringe Steifigkeit, welche der Geldmarkt in den letzten bruar 1000 Kilo netto 184 Br., 182 Go., per April⸗Mai 1000 Kilo netto 
Bern 160 Thir.| 8 T. [441 — — do. Dresden 8 s ss 53.30 ba Tagen gezeigt hatte, iſt wieder im Schwinden begriffen, feinſte Briefe 181 Br., 180 Gd., 5 Mai: Juni 1000 Kilo netto 182 Br., 181 Gd., 
Fender 1 kat. . 129,35 bz n 2 5 waren heute am offenen Markte wieder zu 2% Procent geſucht. Abgeſehen per Juni⸗Juli 1000 Kilo netto 184 Br., 183 Gd. Roggen per Februar 
ö — — 3m 30 28000 be. Berl Nödlaln 8 0 f 1850 b, davon, daß die Internationalen Speculations » Eſfecten mit einem 1000 Kilo netto 150 Br., 148 Gd., per April» Mai 1000 Kilo netto 145 
Warschau 10OSR.| 8 T. 44 8e 80 ba Berl. Postd. Magd. 4 — 4 85 b2B Coursabſchlag, der für Lombarden und Oeſterr. Creditactien circa 2% Mark Br. 44 Gd. per Mal⸗Juni 1000 Kilo netto 144 Br., 143 Gd. pr. Juni Juli 
Wien 100 Fl. Jan. 421 d Bertin-Stettin. „110% . 6 8800 be betrug, eröffneten, ſo kann doch die für dieſe Werthe herrſchende Stimmung ziem⸗ 1000 Kilo netto 143% Br., 142% Gd. Hafer geſchäftslos, Gerſte fill. Nüböf 
Wee nee — ( 9128 b lich feſt genannt werden. Die Umſätze gewannen jedoch nur in Oeſterr. Credit⸗ flau, loco und per Februar 56%, per Mai per 200 Pfd. 56. Spiritus fill, 
do. neues s s | — — actien einigermaßen Belang. Die Oeſterreichiſchen Nebenbahnen blieben ganz | per Februar 44%, per April: Mai 45, per Mai⸗Juni 45, per Juni⸗Juli 
Fonds- und Beld-Course. Oöln-Minden . .| Yon 5 4 bein — vernachläſſigt und waren auch nur Träger einer wenig feſten Haltung. Ga⸗ per 100 Liter 100 pCt. 45%. Kaffee ruhig, Umſatz 1500 Sack. Petroleum 
Freiw. Staats-Anteihe 4 — — Cuchav. Eisenb. 6 6 “liter und Oeſterreichiſche Nordweſtbahn matt und ohne Leben. In den lo⸗ matt, Standard white loco 12, 40 Br., 12, 25 Gd. per Februar 12, 25 
ee ee RER ne Dux-Bodenbach BI 0 0 4 | 32,10 ba ſcalen Speculationspapieren gewann der Verkehr nur ganz geringfügige Aus⸗ Gd., per Februar⸗März 12, 00 Go., per Aug.⸗Dechr. 12, 15 Gd. — 
=. Klee! ?| 80 be Gai,Car-Ludw.B.| 867 | — 14 1106757 ba dehnung, doch zeigten fie fich im Allgemeinen feſt. Disconto⸗Commandit] Wetter: — 5 2 
Btanis-Schuldscheine. 2% 91,90. ba | Male Soran Sub. 8 Aal are 158,60, ultimo 157,59-—158,50—158, Dortmunder Union 29,25, ult. 29,25 Liverpool, 12. Februar, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Eräm.-Anleihe v. 188134) Er pe Kaschau-Oderbrg. ö 6 | 5852 % [—29— 29,25, Laurabütte 118, ult. 117,25—118,50—117,75. Auf dem Ge⸗JMuthmaßlicher Umſatz 12,000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 7000 Ballen, 
en Kronpr.Rudolphb | 5 . 80 3 [biete der auswärtigen Staatsanleihen hatte zwar eine feſtere Stimmung davon 2000 B. amerikaniſche, 1000 Ballen oſtindiſche. N 
Pommersche. . 3 85.50 ba Rack, Fencner 0 To . 2759 , [Plaz gegriffen und konnten, ohne daß der Verkehr indeß eine Zunahme Liverpool, 12. Februar, Nachmittags. [Baum wolle.] (Schlußhericht.) 
&) Voseugcho ; de Magdeb. -Halberst.| 6 — 4 | 8025 b zeigte, die Notirungen etwas anziehen. Defterr. Renten waren ziemlich lebhaft | Umfag 12,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. 
ne et Magdeb.-Leipzig 14 — 4 1230 bı6 und trugen in den Notirungen eine kleine Avance davon. Oeſterr. 1860er Looje | Unverändert. Amerikaniſche Verſchiffungen größere Frage bei jedoch ſlarkem 
Kur- u. Neumärk.. 4 8 etbzB do. Tit. B.] 4 4 44 4.80 bz : 5 l Ei f i Nit 
S Pommersche 4 940 ba Mina ad ern 0 — 4 826 b Liebe 1 — 5 5 e e ch — Aer een e 16. 9 Hanifhe 7%, foir Dbollerah 5% 
) Posensche, ..... r Niederschl. -Märk.| 4 ı 1 | 806 mung, Türkenlooſe erfreuten fih größerer Beliebtheit, während Ungar. Looje} Middl. Orlean miodling amerikaniſche 7%, fair Dholler 47 
5 eee een 1187,39 be Oberschl, A, C. D.|13 — [3141,75 b2G | fich ſchwächer zeigten. Tabakactien blieben unverändert. Ruſſiſche Werthe] middling fair Dhollerah 4%, good midoling Dhollerah 4%, middl. Dhollerab 
E Westiäl. u. Rhein. 97,00 bz do B 13 — 641132 B 1 h Y . 3 5 5 55 5 1 
3 Sächsische ... .. 4 1986 er u Fe Me derbielten ſich ſtiller und Bahnen gingen etwas reger um. Preußiſche 14%, fair zum: 4%, fair Broach 54, new fair Oomra 5%, good fair 
(Schlesische % | 96,10 bz Oester.-Fr.-8t.-B. 10 — la 527 80.27 50 b Fonds waren feſt, verhielten ſich aber ſtill und begnügten ſich damit, die Domra 5%, fair Madras 5, fair Pernam 8%, fair Smyrna 6%, fair 
eee eee 12750 bg 8258 Nordweatb.| 3 2 I [2480.75 B letzten Courſe zu behaupten. Andere deutſche Staatspapiere verfielen einer Egyptian 8%. . > k 
Cöin-Mind.Prämiensch. 314 1108,25 bad ei e lo . 4185 5, „ſſchwächeren Tendenz. Ebenſo waren auch die Eiſendahnprioritäten matter, Mancheſter, 12. Februar, Nachmittags. 121 Water Armitage 7%, 12r 
Rechte O-U.-Bahn| 6 — j4 fie be da für dieſelben ein vermehrtes Augebot vorlag. Bergiihe C. und Mater Taylor 94, 20r Water Micholls 10%, 30r Water Gidlow 117, zor 
Kur. 40: Thir.-Loose' 231 B Reiauen ders werds A "| Sa , DaB Oberſchleſiſche 1874er feſt und belebt. Ungariſche Oſtbahn⸗ (Staats:) Obli⸗ Water Clayton 13%, 40r Mule Mavoll 12, 40r Medio Wilkinſon 13%, 36x 
e , war die ꝓ/ũ , ß Weiten 1344, 60: Double 
Oldenburger Loose 131 bz& Rumän.Eisenbahnſ 5 4 134,80-420p2 | mung eher feſt. Die rheiniſch⸗weſtphäl. Speculations⸗Deviſen zwar im We⸗ Weſton 15%, Printers / so 8% pfd. : Markt ruhig, Preiſe feſt. 
F Ir; E ſentlichen unverändert, doch ziemlich belebt, Oberſchleſiſche matt, desgleichen! Petersburg, 12. Februar, Nachmutags 5 Uhr. (Schlußcourſe.] 
pana 967 0 [est. Bln. 18920 be Jintao. .. 2% 1130 d, Kechte-Oderufer. Rumänen waren belebter und ſetzten auch eine kleine Wedel auf London 3 Pit. 374. do. Hamburg? Di. 286%. do. Amsterdam 


Sover. — — do.Silbreid. 193, b1G | Warschau-Wien 11 — la 1256,80 ba Steigerung durch. Breſt⸗Grojewo, Oeſterr. Südbahn, Nabebahn und Lüttich⸗ 3 Mt. —. do. Paris 3 Mt. 351. 1864er 10 88. ee (geſt.) 194%. 
„Napoleons 16,30 G (ao. 1 N ——— Limburger feſt und rege. Bankactien ſehr ſtill. Bevorzugt erwieſen ſich 1866er Präm.⸗Anl. (geſt.) 194. Imperials 5,88. Große Nuſſ. Eiſen⸗ 
ee Eisenbahn-Stamm-Fr loritäts-Actien. Berliner Bankverein, Quiſtorp, Deulſche Bank, Gothaer Grundcredit, Frieden⸗ bahn 156%. Internationale Bahn I. Emiſſion — do. II. Emiſſion — 


Bollars 4,19 etbzd Berlin-Görlitzer, J 5 5 99 be 7 5 f 4.93 f 1 
nr n thal, Wrede, Mecklenburgiſche Hypothekenbank, Stettiner Vereinsbank und] Ruſſ. Bodencredit⸗Pfandbriefe 10344. 
x Bren Wachau 8 8 1 Eder: Wechſelſtuben, Südd. Bodencredit dagegen wiederum offerirt. Induſtriepapieref Petersburg, 12. Februar, Nachln. 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg 
Rypotneken-Certiſcate. Halle-Sorau-Gub. 9 |0 5 44 bz meiſt ohne Umſatz. Landré⸗ und Socletätsbrauerei beſſer, Königſtadt Bau⸗ loco 49,00, per Auguſt 48, 25. Weizen pr. Mai 9, 50. Roggen ver Mat 
Krupp’schepartial Org, 100 be Kontur Teen „ 6 636% f perein und Reichsbau belebt, Weſtend höher, Saline Salzungen beliebt, 6, 25. Hafer Ioco 5, 00, per Mai 4, 75. Hanf loco —, —. Leinſaat 
e au ein 4% 0575 & Märkisch. Posener, , e s | 5650 b Berliner Eiſenbahnbedarf erſchien ſchwächeßf. Montanwerthe ſehr ſtill und (9 Pud) per Mai 12, 25. — Wetter: 4 Grad Kälte. 
Kündbr. Cent,-Bod, Cr. 44% 00, 40 ba Magdeb.-Halberst. 34 3½ 3½ 67 br eher matt. Leopoldshall, Tarnowitzer, Kölner Bergwerk und Siegena nach⸗ Liverpol, 10. Februar. [Getreidemarkt.] Weizen 1—2, Mehl 6, 
Unkünd, do. (8710 10728 ba Ost soanam 10 [0 8 2855 nm gebend, Arenberger und Aplerbecker beſſer, Maſſener lebhaft und begehrt. Mais 18 D. niebriger. a 3 0 
a el rg N be Pormm. Centrab. 10 |0 . % Um 2% Uhr: Credit 400, Franzoſen 528, 50, Lombarden 240, Discontcom: | Antwerpen, 12. Februar, Nachmittags 4 uhr 30 Min. [Getreive⸗ 
Unk. H. d.pr. Bd. Ord.- B. 5 102,0 ba Rechte O.-V.- Hahn 6% | — j5 110 bag mandit 158, Dortmunder Union 29%, Laura 118. (Bank u. H.⸗3ig.) markt.] (Schlußbericht.) Weizen ruhig. Roggen unverändert. Hafer 
do. III. Em. 0. 10 bz e 5 pet in 12 Pre PRTeee 1 pe. unverändert. Gerſte beſſer. Donau 18%. 
Kündb.Hyp.-Schuld.do.5 | 99,90 B Saal-Bahn . .. . ! >= 520 Berlin, 12. Februar. [Productenbericht.] Roggen loco etwas be ⸗ Antw 12. Februar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petrol x 
ar 8 > — —  — erpen, 12. Februar, 9 i 1 eum 
Nb. Auth. Nord-G C. B. 5 [101,50 ba lebteres Geſchäft zu beſſeren Preiſen. Termine waren anfänglich matt, nah⸗ icht) Maffinirtes 8, loco 27 b 
Tommi. Hypoth.-Briefelö 15 B Bank-Papiere. : 1117 . [Markt.] (Schlußbericht.) affinirtes, Tope weiß, loco 27% bez. u. Br., 
Goth. Präm-Pf. I. Em. 5 1107,25 ba AngloDeutscheBk, 0 — 4 48 bz men aber im Verlauf des Marktes eine recht feſte Haltung an. — Reg⸗ſ pr Febr. 27 bez., 27% Br., per März 27% bez. 28 Br., per September 31 
do. en ya 117000 105,35 bi Aug Des Hand. Gl 0, „ 1 1 0 7 ENDE 1 Rae wer n dene 1 Folge Br., pr. September: December 32 Br. Ruhig. 8 
9. 5% Pf. rkelbr. m1, 1000 bz Berl. Bankverein.| 5% 5 1 ba on Deckungen recht feſt. — Hafer loco in feiner Waare beachtet, Termine f & ; j & 
‚do, 44% do. do. m. 110/44, | 98,75 b ; en-Ver.J 20 19½ 4 2838 6 9 5 124 Ro ; h Amſterdam, 12. Februar. Nachmittags. [Getreidemarkt.] (Schluß: 
Se Prüm. Pl A, 1230 b2 Bert ma 13 - 1 11790 ba 2 MRübol flau und nachgebend. Spiritus fill und wenig bericht) Peiſen loco geichäftslos, pr. November 270. Roggen loco flau, 
e ilberpfandbr, „5% erl. Prod.-Makl.Bjl2 . ” . 1 1 177 Du = 8 
a Hyp.Ord.Pindbr.6 | 66 B 1 ao.Prod.n Edle. B. 3% [101 14 88,80 bz& Weizen loco 165—204 Rchmk. pro 1000 Kilogr. nach Qualitat gefor⸗ 555 Fang ahr d pr ab 367 Fl. 1 r dg. de. Mal 8270, be, 
%%% // — Rämt ba, ie: Ar. Heihjahr 349, ur. ne 
y do, do. 45% 94,75. @ do. Hand.u.-Entip.| 5 ER TOR Vera April⸗Mai 17644--178—177% Ahmet. bez., pr. Mai⸗Juni 178-1794 — 7 12. Fe Schlußberi St d N 
Sac Peu dre ebe, 100 Bresi. Maklerbank| © en [179 Rum. bez, pr., Junisguli 180 4—181½ —181 Rehmk. bez, per Juli⸗ Jo 12 fk. e Mun ee — ßbericht.) Standard white 
F . ee a A rt agu 18234 7189247183 Nn Dep, dr. dene e — Romk. loco 12 1 1 = 1 jefl 75 e ee 
2 entralb. £ Ind, u. ; ez. — Gekündigt — Eiur. Kündigungopreis — mk. — Moggen pro # Breslau, 13. Febr., 9% Uhr Vorm. Der Ge erkehr am beu⸗ 
Ausländische Fonds. i 1 nd.n) — 14 | 510 b 1000 Rilo. loco 135—162 Rchmk. nach Dualität eſorvert, zuffiiner 138— tigen Markte blieb belanglos, bei ſchwachen Zufuhren und unberänderten 
eee ne a Ne 77 a7 Bin 144 Rchmk. bez., ordin. ruſſiſcher — Rchmk. bez., inlandiſcher 153-160 Preiſen. g - 
4 . 5 11245 bes | Darmat, Grediibk, 10 — ja 14210 mc Achmk. ab Bahn bez., geringer inländiſcher — Rchmk. bez, defecter sufficher) Weizen, in ruhiger Haltung, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 15,50 
do. Lon Aut. v. 60 % |115-16,50 den | Darmat, Zetieibk, Ze | — f 8389 58 Ten e De a 9 12771407 pe 11 Mark, gelber 15—17—18 Mark, feinſte Sorte über Notiz 
ere 5;2 = 75005 5 H 5p. E. Neri 8 — 62 be ſebruar⸗März —145— mk. bez., pr. jahr 142 143% bezahlt. ; a 2 
, . ber., pr. Suni-Juli 140 oggen, feine Qualitäten waren mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. 
r Se ene 4 — 1 55975 ba 300 ae — e 0 bei 44— 130 Nich ee ee 00 Sn 1750 0 t, weiße 15,75 
do. Bod.-Cred.-Pidb.. 5 91,50 ba Geuossensch.- BK. 2 100 6 iur. Kündigungspre mk. — Gerſte loco 144— mk... erſte vernachläſſigt, per Rilogr. = ark, weiße 
e ee | = [a 6880 be aach Qualitat geſorvert. — Hafer pr. 1000 Kilegr loco 160 —190 amt. bis 16,50 Mark. 4 55 i 
Poln. Liquid,-Pfandbr.|4 | 70,70 ba Gotb.Grundered.B| 8 E nach Qualität gefordert, oſtpreußiſcher 165—177 Rchmk. bez., weſtpreuziſcher Hafer ſchwach beachtet, per 100 Kilogr. 15,50 —16,50—17,50 Mark, 
amerik. rückz, p.1881/6 I10a.0 „ 1a 1% 1 1033 6% 165 —177 Achmk. bez., ruſſiſcher 159 —176 Achmk. bez., ſchleſiſcher — Achmk. feinſter über Notiz. 
ae. b Lache dB 0 be do. Dise. He — 4 | 7850 bz 57 en a a a eg 186 90 . Ne dee 1 per In aa 14 113 4 5 
Französische Rente. 5 — — Hessische Bank . 0 — 1 | 62 bzG mk. ab Bahn bez., meckleuburger 7, mk. ab Bahn bez., pr. rbſen vernachläſſigt, per ilogr. 18—19— 5 
Aral. neue 5% Anleiheſs | 69,10 etbz@ | Königsb. do. |0 5 83 8 Januar — Rchmk. bez., pr. Januar⸗Februar — Achmk. dez., per Frühjahr! Bohnen mehr offerirt, per 100 Kilogr. 21—21,75—22,50 Mark. 
n 8280 ea Lei esd 9 Zi 1480 ba 167 168 Achmk, bez, pr Mai⸗Juni 162—162% Achmk. "bez, pr. Juni⸗ Lupinen angeboten, pr. 100 Kilogr. gelbe 14 — 15,5 Mark, blaue 
Rumänischo een, 110090 B ee met 1 ＋ 1 lee s Juli 161 — 162% Rem. bez., pr. Juli⸗Auguſt — Rchmk. bez. — Gekün⸗ 13,50 —15 Mark. 
e — Eine. Kündiguugspreis — Achmk. — Erbin: Kochwaar, 187—] Wicken gut verkäuflich, per 100 Kilogr. 17—18—20 Mark. 
UngöwSt-Eisenb-Anl.|6 | 73,00 ebe |Meininger _ do. | 5 1 50 6 234 Rchmk. bez., Futterwaare 177—186 Achmk, bez. — Weizenmehl Nr. 0 Oelſaaten in ruhiger Haltung. 
eee Nordd, Bank . 10% |10 la 143 bz pro 100 Kilogr. Br. incl. Sad 26-25 Achmk., Nr. O und 1 24,75—233) Schlaglein mehr offerirt. x 
Zürken-Loose Il bg Nordd. Grunder. B. 7% ; — 4 102,50 bac Achmk. — Roggenmehl Nr. 0: 23—22 Rchmk., Nr. 0 und I 20,75—19,75 Per 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
nn Tui 8 ie Achmk. dez. — 20 66.505 Nr. O und d: pr. Januar — Rchmk. bez. pr. Schlag⸗Leinſaat . 26 25 24 75 22 50 . 
> Eisenhahn-Prioritäts-Aotiem, 94d. Product. E “ — J 1820 da, pr. Mar pn 20,60 A0 ch 15 7 vel Me 2000-70 Hat ee e 
* Mä ne SER ak ai 7 52 2 “1 2 . 5 1 500 — 7 . N „OU — ...r.. ur m — 
a 0 e eee 4% F pr. Mai⸗Juni 20,70 Rchmk. bez., pr. Jum⸗Juli 20,70 Rchmk. bez., Sommerrübſen .- 24 75 23 25 22 50 
do. 40. JI. 4½/ 99,10 B Pr.-Bod.-Cr.-Act. B. 0 — 4106,78 bze pr. Juli⸗Auguſt 20,70 Achmk. bez. — Gekündigt — Ctur. Kündigungs preis Leindotteeeeeer 23 75 22 25 2 
Bere Ctrl le c ene h e 18%“ [ f 111880 626 Achmt, — Oelſaaten: Raps — Rchmk., Nübſen — Achmk. nach Onali[ RNapskuchen ziemlich preishaltend, pr. 50 Kilogr. 8-8,20 Mark. 
4 do. 44% 97,90 B 830 or ee ee tät. — Räböl per 100 Kilo netto loco 52 Rchmk. bez., mit Faß — Rchmk. Leinkuchen gut behauptet, pr. 50 Kilogr. 10,80—11 Mark. | 
Breslau-Freib. Litt, P. 4½ 98,25 U Sehl, Bank. - Ver.] 6 — 14 10490 b bez., pr. Januar — Rchmk. bez., pr. Januar⸗Februatr 52,8 Rchmk. bez., per Kleeſamen ſchwacher Umſatz, rother matter, pr. 50 Kilogr. 46—50 bis 
4o. 40. 8.4] 98,25 8 Schl. Centralbauk| 8 — 4 | 5940 @ Februar⸗März 52,8 Rchmk. bez., pr. März⸗April — Rchmk. bez., pr. April⸗ 53,50 Mark, weißer mehr Kaufluſt, pr. 50 Kilogr. 56—60—71 Mark, hochfeiner 
40. do. I. 4½ 98,20 8 Schl. Vereinsbank| 7 a due G Nai 532 53 Rome b „ Mai⸗Jun 53,8 Rchmk. b u. Juni⸗Juli über Nac. 1 ' 
Cöln-Minden II. 483,50 6 Thüringer Bank .| 8 — 4 18990 b Mai 53,2—53 Achmk. bez., pr. ai⸗Junt 5 mk. bez., pr. Juni⸗Juli] über Notiz. 1 5 
do. un. dog) — — Weimar. Bank ..| 5 — 4 | 2200 @ — gchmk. bez., pr. September⸗October 57 Rchmk. bez. Gekändigt — Einr. Thymothee mehr offerirt, pr. 50 Kilogr. 28—31,50—35 Mark. 
rin Wiener Uuionsb. f 0 — K 1183 gündigungspreis — Nchmk. — Leinbl loco 62 Rchmk. bez. — Petroleum per] Mehl in ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 26,75 bis 
Halle-Sorau-Guben . % | 91 b (In Liquidation.) 100 Kilo. incl. Faß loco 27 Rchmk. Br. pr. Januar⸗Februar 25 Rchmk. Br., 27,25 Mark, Roggen fein 0 Mark, Hausbacken 5 


Hannover Altenbeken 4 1 Berliner Bank . % ] — ftr. 28 bad pr. Februar⸗Mätz 24 Rchmk. bez., pi. März⸗April — Rchmk. bez., pr. April) Mark, Roggen⸗Futtermehl 12,50 —13 k, Weizenkleie 9,25—9,75 Mark. 
18 6 


Märkisch-Posener „..j5 102 G Berl, Lomb.-Bank 


Mai — Rchmk. Br., pr. Mai⸗Juni — Rchmk. bez. pr. September⸗October 


E 0 
V.. Stansb. 1. Ber.jd | — — Berl. Makler-Bauk| 0 Erle i 25,50 R je Andi eis. Kündiaunasbreis Meteorologi Beobacht der königl. Univerſitäts⸗ 
do, dd. II Ser. 495,6 6 u 25,50 Rchmk. Br. — Gekündig: — Barrels. Kündiaungspreis — Achmk. eteorologiſche Beobach We * er königl. Univerſt 
. de, 0 . 95 1 S EEE 3 8 ae Spiriims pr. 10,000 Liter loco „ohne Faß“ 56,3 Achmk. dez., „mis Kap“ Sternwarte zu Breslau. 
2 W e Ceutealb. f. Geno. 0 — fte. 88,20 bz pr. Januar⸗Februar 57,4—57,5 Kchmk. bez., pr. Februar⸗März — Kchmk. Tas 2 l. Adds. 10 ll. M 6 Ul. 
„ Nrdschl. Casseny.| 0 — ftr. 140 G bez., pr. Mär April — Rchmk. bez., pr. Ypril-Mai 58,3—58,5 Achmk. bez., Februar 12. 13. Nachm, 08. 1 org,, 
8 Pos. Pr.-Wechsl.-B} 0 re i⸗Juni 2 i⸗Juli 59,3—59,4 Nehmt. Luftdruck bei oOo 334% 20 333%92 333% 91 
do. . 4 Pr, Oredit-Anstali] 0 — fir. 58,75 br pr. Mai⸗Juni 58,4 58,5 chmk. bez., pr. Juni Juli „3—59, chmk. bez., do o7 1397 
45 ph 4 — ann Prov.-WechsL-Bk.| 0 — [| 91,25 bag pr. Juli⸗Auguſt 60,4 Rchmk. bez., pr. Auguſt⸗September 60,7—60,8 Rchmk. Luftwärmmm er. = 8 ze dl 5 
0. or 0 Ver.-Bk, Quistorpl 0 — [fr] 31.50 b2@ 2 IN — Get 2 „Dunſtdru ck 1%%10 0 91 0,38 
do. F. 4% — bez., pr. September⸗October Rchmk. bez. ekündigt iter. Kun 5 86 74 
4% wm 4410150 eee digungspreis — Kchmk. m Ntättigung 75 8 75 pe 8 177 5 K 
„ 0. . FR,, dd a a a NT RT ...... . . 
MB. d 5 103,0 & [ Baugess.’ Plessner, 0 0 ftr. 1,10 bz Telegr hiſche Courſe und Börſennachrichten. Wetter EL beiter. heiter. heiter. 
do, von 1818. 4.92 0 Berl Kisenb. Ed. A % | — 4 1 eas grap JTCCCCCü „ ATT 
00 ᷣͤ an HR REN ee 1 ace 30 Min. LS lnz- Ses lan, Fehr MWafferftann] Bad . 52 En. f.. — l. — im. 
5 -Oderb.4?| _ — Ark Sch Mäsch.G. er , ankfurt a. M., 12. Februar, Nachmitta hr 30 Min. uß” isſtand. 
See e ee , a | 
x Sn ml u e Imiſche Weſtb. 1/0. Sliſabethbahn A: Miöter Ar Franzoſen [Notizen aus der Provinz.] Löwenberg. Am 11. d. wurde auf 
do. do, II. Em. Jad; HR 7 l REN 5 
ie. 4 5 ‚u 500% —— fer, Hyp. Vers-Act. 170% 18¼½ ja 128 25 0 Fe 64%. Rus Bod rede i Nute 18,2 101 . Ame ane 1882 At ei zwiſchen Zobten und Hohndorf die Leiche eines erfrorenen Mannes 
do. Rx 1 ALTErT. Schl. Feuervers, 18 — (4 I570B 7 . 47 4 * gefunden. 

‚ Datpteuss, Südbahn . | — — 98%. 1860er Looſe 115. 1864er Looſe 308,00.  Creditsctien*) 199%. Bank⸗ iegnitz. tigen (12.) Fleiſchmarkte waren 17, und zwar 12 
r . . a ee Antem- Seifch Drenien. 
1% Dortm. Union. . 0 — 4 | 2025 ba@ A 2 auswärtige und 5 hieſige Fleiſcher gutem 

rtm. .. „ * U Y 5 fl 
Königs. u, Laurah 120 2 1 lis ba Bankverein 80%. Frankfurter Bankverein 80%. do. Wechslerbank 87%. llem Vertrauen den Fleiſchmarkt beſuchen 
önigs- u. Ä = . f Das Publikum kann nun mit bo ſuchen, 
‚Ohemnitz-Komotau . 3 63 B Lauchhammer. 2 — an Oeſterr.⸗deutſche Bank 84%. Meininger Bank 90%. Hahn'ſche Effectenb. 112%. lat ierärztlichen Unterſuchung des Fleiſches erhält 
dende Alles ans 8 g 7 N N denn nach der erfolgten thierärztlichen ſuchun 1 
e rov.⸗Disc.⸗Geſellſchaft 80%. Continental 86. Heil. Ludwigsbahn 118K. jeder Fleiſcher ein Schild mit der Bezeichnung „Thierärztlich rebivirt.“ Die 
res- Dur » . . . fr. 0 0 Moritzhütte 8 ] 4 5 berheſſen 71%. Raab⸗Grazer 84%. Ungar. Staatslooſe 177, 50. do. Schaß⸗ Prei t bei Schweinefleiſch auf 576 Sgr., Rindflei 
Prag fr. ara 90 . Preiſe ſtellten ſich heut bei Sch gr., fleiſch 
Gal. Carl-Ludw.-Baun. 5 9, 30 pz Oschl. Eisenwerk.“ 0 — 12580 B anweiſungen alte 93%. do. Schaßanw. neue 9171. Oregon Eiſenb. 277.34 Sgr., Hammelfleiſch 3, —4 Sgr., Kalbfleiſch 3-3% Sgr. 
3 do. neues 92,10 bzB Redenhütte . 42 — 4 | 33,50 0 Rockford do. —. 4 A Sprot tau. 15 10. d. Mts. hatte ſich in dem eifert ſchen Gaſt⸗ 
chau- Oderberg. . % | 76 bzB Schl. Kohlenwerk.] 1 — 4 0 * di f ulti > > 5 N 1 Pi 
Ung. Nordostbahn. . % | 64,50 ba& | Shles. Zinkh,-Act.| 8 — 4 1944 0 per medio reſp. per ultimo. bofe hierſelbſt ein Fremder eingefunden, welcher in ſeinem Aeußeren, ſowie 
Ung.; Oetbahn. n 4,1 010 B do race 2 ll entral⸗Pacific 81 . feinem Auſtreten keinen Anſtoß zu irgend einem Verdachte darbot. 
1 Do 1 Tee . zei Spekulationspapiere „ feſt, beſonders Lombarden. Bahnen Derſelbe war fein gekleidet, trug, wie bemerkt wurde, mehrere Ringe, 
Ka de. 11/5 | 71,70 ba —— — 5 iheilweife ſchwächer, Banken ziemlich feſt, Anlagewerthe lebhaft und feſt. ie ihm verabreichten Speiſen und Getränke ſofort 
do. 7 » ſeſ 3 5 und bezahlte die ih peiſ ſof 
“ Mührische Gronzbahn 7 928 8 Baltischer Lloyd .| 0 — 25 0 Nach Schluß der Börje: Crevitactien 19976, Franzoſen 264%, Lome | paar. m Nachmittage hatte der nichts Arges ahnende Wirth 
eee 350 8 Bresl. Bierbrauer. 9 — a 35 barden 119%, 1860er Looſe 116%. die Schlüfjel zu den oberen Stuben in der Gaſtſtube an einem Has 
40. neueste. 8460 ben [Dres E-Wagenb,| 3% (— ja [49 6 In der geſtrigen Verſammlung der Actionäre der Frankfurter Wechsler⸗ welchen ch der Gaſt darauf ſeine Mütze 
Kronpr. Rudölph-Bahn|5 | 84,60 bz 30, ver. Vellabr| 8 — „ 8628 0 9 lung d Geſell 5 ken aufgehangen, an u auch der Ga arauf ſeine 
Dede -Fragen 1700 b. Erdm- Spinnerei .| 7 — 4 l pe er ee he = N a deren e und zur hing. Spater entfernte ſich derſelbe. Hierbei hat der Genannte unbemerkt 
ö * örlit: 8 B. — N 3 0 a . 1 i i 1 1 i 
% /// w „dat Der von Chrikesitr, in weihen. 16 
do, Obligationen, % | 87,50 baB | Schles. Leinenind|9 | 1 14 | 89,15 6 Staats⸗Prämien⸗Anleihe 11144. Silberrente 69%. Oeſterreich. Crevit⸗Actien eine Summe von 250 Thaler befunden, gewallſam erbrochen und uf 
i oe 8 J. Wen? 2 3 8 4994. do. 1860er Looſe 1 905 Noroweitbahn —. oſen 659. mit dieſer Summe verſchwunden. Trotz der bald darauf erfolgten Entdeckung 
do. IV. . 6 95,6 ba Schl. Tuchtabrik, "I Demi 2 71 5 ende 827% 8 5 0 11 En a. Bank SR der u ne rengteſten — me 8 
ERS Pr . enb,- — . „II. 9 . 8 x 
Bank-Discont 4 pCt. eee ee Provinzial⸗Zisconto⸗Bank —. Alnglo⸗deutſche Bant 45. do. neue 67. iſt es doch nicht gelungen, des raffinirten Diebes habhaft zu werden.— 
Lombard-Zinzfuss 5 pCt, Wilhelmshütte MAj30 - 1194@ Panische Landmannbank —. Dortmunder Union — Wiener Union ?⸗ Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. ö 
Bank — 64er Auf. Präm.⸗Anleihe — 66er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe —. Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


